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 U M W E L T V E R T R Ä G L I C H K E I T S P R Ü F U N G 

im Zusammenhang mit der geplanten Waldinanspruchnahme nach  

§ 10 Landeswaldgesetz  (LWaldG) für das Gewerbegebiet „Rütte II“ auf der 

Gemarkung Oberbränd Eisenbach (Hochschwarzwald) 

Bestandteil der Zulassungsentscheidung gemäß §§ 24-26 UVPG 

Az.: 82/2511.1 u 2 Rütte II Eisenbach 

 

 

1. VORBEMERKUNG 

Zur besseren Lesbarkeit der Waldumwandlungserklärung werden die formalen UVPG-

spezifischen Anforderungen bzgl. des Inhalts des Bescheids über die Zulassung des 

Vorhabens gemäß §§ 24-26 UVPG in dieser gesonderten Dokumentation, die ein 

rechtlicher Bestandteil der Waldumwandlungserklärung ist, zusammengeführt. 
 

2. SACHVERHALT 
 

2.1. Verfahren 

Die Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) beabsichtigt im Rahmen der 12. Änderung 

des Flächennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Titisee-

Neustadt und zur Aufstellung des Bebauungsplans „Rütte II“, das Gewerbegebiet „Rütte“ 

zu erweitern. Das bestehende Gewerbegebiet Rütte und der Planungsbereich 

Gewerbegebiet Rütte II liegen im Osten der Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) 

unmittelbar nördlich des Ortsteils Oberbränd. Der Planungsbereich ist durch die K 4993 

(Oberbränder Straße) von der Siedlungsfläche (Wohn- und Mischgebiet) des OT 

Oberbränd getrennt.  

Die Gewerbegebiete „Rütte“ und „Rütte II“ liegen im Landkreis Breisgau-

Hochschwarzwald, nördlich und östlich grenzt der Schwarzwald-Baar-Kreis an. 
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 Im Mai 2017 erfolgte die frühzeitige Beteiligung zu der Bauleitplanung „Rütte II“; 

es wurde eine Gewerbegebietserweiterung östlich angrenzend an das 

Gewerbegebiet Rütte von ca. 8,6 ha vorgesehen. Für dieses angrenzende 

Gewerbegebiet „Rütte“ wurde am 26.01.2010 (4,3 ha) und am 27.06.2012 (2,5 ha) 

auf dem Flurstück 143/4 der Gemarkung Oberbränd bereits von der 

Körperschaftsforstdirektion über insgesamt 6,8 ha eine Waldumwandlungs-

genehmigung erteilt. 

 Nach Abschluss der frühzeitigen Beteiligung wurde von der Angebotsplanung 

Abstand genommen und eine Nachfrageplanung „Rütte II“ mit ca. 5,5 ha 

Waldinanspruchnahme für die weitere Bauleitplanung zu Grunde gelegt; der 

Eingriff in die Waldflächen wurde somit um ca. 3 ha verringert. 

 

 
Geplante Gewerbeflächen Rütte und Rütte II in Eisenbach (Hochschwarzwald): 

 

 

 

 

 Auf Antrag der Gemeinde Eisenbach wurde am 14.12.2017 von der 

Körperschaftsforstdirektion gemäß § 11 Abs. 1 i.V.m. § 10 Abs. 4 und § 6 UVPG 

und Nr. 17.2.1 der Anlage 1 zum UVPG festgestellt, dass das vorliegende 

kumulierende Vorhaben „Rütte II“ einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da 

mit den Gewerbegebieten „Rütte“ (6,8 ha) und „Rütte II“ (5,5 ha) insgesamt mehr 

als 10 ha Rodungsfläche erreicht werden.  
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 Gemäß § 15 Abs. 3 UVPG hat die Körperschaftsforstdirektion mit Schreiben vom 

21.02.2018 zum Scoping-Termin eingeladen, um den Untersuchungsumfang 

festzulegen. Mit der Einladung wurden nachfolgende Unterlagen versandt: 

Scopingpapier zur Umweltverträglichkeitsprüfung (erstellt durch die Fa. 

ö:konzept), Übersicht Bebauungsplan Gewerbegebiet „Rütte II“, 

Artenschutzrechtliche Beurteilung, Artenschutzrechtliche Einschätzung. 

 Am 11. April 2018 hat unter Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher 

Belange ein Scoping-Termin stattgefunden, um den Untersuchungsumfang für 

die Umweltverträglichkeitsprüfung festzulegen. 

 Im Nachgang wurde ein Protokoll erstellt und den Teilnehmern sowie dem 

Vorhabenträger zugestellt. Nach UVPG wurde hiermit dem Vorhabenträger der 

Untersuchungsrahmen und die erforderlichen Erhebungen bekanntgegeben.  

 Folgende Fachgutachten wurden erstellt: 

 

Artenschutzrechtliche 

Beurteilung  

(LAUFER et al. 2018, LÜTH 

2018) 

Für die in der artenschutzrechtlichen Einschätzung genannten 
Arten wurde eine artenschutzrechtliche Beurteilung als 
Grundlage für die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
durchgeführt [dabei wurden auch Nicht-Anhang IV-Arten (FFH-
Richtlinie) von Bedeutung erfasst]. Die Untersuchungen 
erfolgten 2017.  

Im Rahmen des Scoping am 11.04.2017 wurde der 
Untersuchungsumfang um die Artengruppe der Fledermäuse 
erweitert. Die Untersuchungen zu den Fledermäusen wurden 
2018 durchgeführt. 
Ebenso im Rahmen des Scoping-Termins wurden durch die 
UNB Breisgau-Hochschwarzwald Moosarten genannt, die bei 
der Bearbeitung des Schutzgutes Pflanzen zu prüfen sind. 
Anhang II-Arten:  Grünes Koboldmoos (Buxbaumia viridis), 
Grünes Besenmoos (Dicranum viride), Rogers 
Goldhaarmoos (Orthotrichum rogeri Brid.), Firnisglänzendes 
Sichelmoos (Hamatocaulis vernicosus)]. Die Untersuchungen 

 Am 14. Dezember 2017 ist die UVP Pflicht im Internetportal des 

Regierungspräsidiums Freiburg veröffentlich worden. 

 

 Die Veröffentlichung der Feststellung der UVP Pflicht ist am 09. Januar 2018 im 

Mitteilungsblatt der Gemeinde Eisenbach erschienen. 
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wurden 2018 durch Michael Lüth, Büro für Umweltplanung, 
Freiburg durchgeführt. 

Natura 2000-Vorprüfung 

(LAUFER et al. 2018) 

Wegen der Nähe zum SPA-Gebiet Mittlerer Schwarzwald, 
Schutzgebiets-Nr. 7915-441, wurde durch das Büro für 
Landschaftsökologie Laufer, Offenburg, eine Vorprüfung 
Natura 2000 durchgeführt (der Planungsbereich grenzt im 
Osten direkt an das SPA-Gebiet, im Norden des 
Planungsbereichs beträgt der Abstand zwischen rd. 50 m und 
170 m).  
Eine Beschreibung der Methodik kann dem Gutachten 
entnommen werden (LAUFER et al. 2018). Die Ergebnisse 
werden bei der Behandlung des Schutzguts Fauna dargestellt 
und bewertet.  

Baugrunderkundung  

und Baugrund- 

Begutachtung 

Eine Baugrunderkundung und Baugrundbegutachtung erfolgte 
2017 durch die Ingenieurpartnerschaft Neumann + Schweizer, 
Freiburg i.Br.  

Analytik Analytik MP1 aus RKS6/Bo6.1 + RKS6/Bo6.2 und MP2baus 
SCH10/Bo10.1 + SCH10/Bo10.2 durch die 
Ingenieurpartnerschaft Neumann + Schweizer, Freiburg i.Br., 
Juli 2017.  

Lärm-Emissions-

kontingentierung für  

das Plangebiet 

Eine Lärm-Emissionskontingentierung für das Plangebiet 
wurde von Dr. Wilfried Jans, Ettenheim, im Juni 2017 vorgelegt. 
Gutachten Nr. 6103/1280 vom 29.06.2017. 

 Die Ergebnisse werden, sofern sie für die Beurteilung der 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter in der 
forstlichen UVP relevant sind, bei der Bewertung des jeweiligen 
Schutzgutes dargestellt. 

 

 

 Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen, die artenschutzrechtliche Beurteilung 

und die Unterlagen für die Natura 2000 Vorprüfung erfolgte durch das Büro für 

Landschaftsökologie LAUFER Die Mooskartierung erfolgte durch das Büro für 

Umweltplanung Dipl. Biol. M. Lüth; (Januar u. November 2018; August 2019). 

 

 Die Ergebnisse wurden vom Büro ö:konzept GmbH im UVP Bericht 

zusammengefasst. 

 

 Die Offenlage des UVP Berichts, der artenschutzrechtlichen Untersuchungen und der 

Natura 2000 Vorprüfung und des Ausgleichskonzepts erfolgte gemäß §§ 18 und 19 

UVPG i.V. mit § 73 LVwVfG vom 11.09.2019 bis 16.10.2019 in den Gemeinden 

Eisenbach (Hochschwarzwald), bei der Stadtverwaltung Bräunlingen und bei der 

Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Titisee-Neustadt sowie bei der 

Körperschaftsforstdirektion. Die Bekanntmachung der Offenlage erfolgte fristgerecht 

in der Tageszeitung und in den Mitteilungsblättern der entsprechenden Gemeinden.   
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 Parallel wurden die Unterlagen im UVP Portal und dem Internetportal des RP Freiburg 

eingestellt und eine Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der anerkannten 

Naturschutzverbände durchgeführt. 

 

 Gemäß § 73 Abs. 3 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) und § 21 

UVPG konnte bis ein Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist und somit bis zum 

18.11.2019 schriftlich oder zur Niederschrift bei den oben benannten Stellen 

Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben werden. 

 

 Der Erörterungstermin wurde auf den 05.12.2019 festgelegt und den Träger 

öffentlicher Belange und den Personen, die eine Stellungnahme zum Vorhaben 

abgegeben haben fristgerecht mit Schreiben vom 08.11.2019 bekannt gegeben. Die 

Öffentlichkeit wurde entsprechend über die Mitteilungsblätter der Gemeinde 

Eisenbach, der Stadt Bräunlingen und der Stadt Titisee-Neustadt mehr als 1 Woche 

vor dem Erörterungstermin informiert.  Parallel erfolgte die Bekanntmachung des 

Termins im UVP Portal des Landes Baden-Württemberg. 

 

 Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern 

öffentlicher Belange hat die Körperschaftsforstdirektion Freiburg am 05.12.2019 beim 

Erörterungstermin erörtert.  

 

2.2 Vorhaben 

Das geplante Gewerbegebiet „Rütte II“ liegt im Landkreis Breisgau- Hochschwarzwald im 

Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald) auf der Gemarkung Oberbränd.  

Lage des geplanten Gewerbegebiets Rütte II 
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Das Vorhabensgebiet umfasst mit ca. 5,5 ha Gemeindewald das Flurstück Nr. 143/4 der 

Gemarkung Oberbränd. Nördlich grenzt im Landkreis Schwarzwald-Baar der Stadtwald 

Bräunlingen an. 

Die Erforderlichkeit des Gewerbegebiets Rütte II wurde im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung zur Flächennutzungsplanänderung und zur Aufstellung des Bebauungsplans 

dargelegt.  

Im Rahmen der Bauleitplanung und der Umweltverträglichkeitsprüfung wurden 10 

Alternativen geprüft. Aus artenschutzrechtlichen Gründen sind 7 Standorte ausgeschieden. 

Aus städtebaulichen Gründen, zur Bündelung der Gewerbeansiedlung und im Hinblick auf 

die Verfügbarkeit der Flächen wurde „Rütte II“ als Standort ausgewählt. 

Eingriffsminimierung: Der Eingriff in die Waldfläche wurde im Vergleich zur frühzeitigen 

Beteiligung von ca. 8,6 ha auf 5,5 ha reduziert. Die Angebotsplanung wurde verworfen, die 

Nachfrageplanung wurde bei der Bedarfsherleitung zu Grunde gelegt. 

Für die Bauleitplanung ist die nach § 10 LWaldG am 03.09.2019 von der Gemeinde 

Eisenbach (Hochschwarzwald) beantragte Waldumwandlungserklärung erforderlich.  

Die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaldG kann erst erteilt werden, wenn der 

Bebauungsplan Rechtskraft erlangt hat.  

 

2.3 Forstliche Verhältnisse 

Strukturdaten Gemeindegebiet Eisenbach: 

Bewaldungsprozent 65,9 % 

Gemeindewaldfläche gesamt 486 ha 

Raumkategorie: (LEP2002)  Ländlicher Raum im engeren Sinne  

Schutzgebiete: 

LSG: Der Planungsbereich lag im Landschafts-

schutzgebiet „Eisenbach“. Auf Antrag der 

Gemeinde wurde die Abgrenzung zum 01.03.2019 

vom Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 

geändert. Das geplante Gewerbegebiet „Rütte II“ 
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liegt somit jetzt außerhalb des Landschaftsschutz-

gebiets. 

Natura 2000: Das Vogelschutzgebiet Nr. 7915-441 „Mittlerer 

Schwarzwald“ grenzt in geringem Abstand an  

den Planungsbereich. Ein direkter Eingriff in das 

Vogelschutzgebiet ist nicht vorgesehen.  

Waldfunktionen:     Erholungswald der Stufe 2   

Waldbiotope:    keine 

Waldzustandsbeschreibung: 

Es handelt sich hierbei überwiegend um ein strukturiertes Fichten-Kiefern-Altholz (ca. 3,7 

ha), im Osten grenzt ein ca. 50jähriges Kiefern-Fichten-Tannen-Baumholz (ca. 1,6 ha) an. 

Kleinflächig wurde ein Schlagflur kartiert (ca. 0,2 ha). 
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3. UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 

 

3.1 Zusammenfassende Darstellung der Umwelt-

auswirkungen gemäß § 24 UVPG 

 

3.1.1 Allgemeines 

Im Rahmen der Bauleitplanung (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) „Rütte II“ bedarf 

es für die Rechtskraft einer Waldumwandlungserklärung nach § 10 LWaldG für eine Fläche 

von ca. 5,5 ha. Nach § 10 i.V.m § 9 und LWaldG und in Verbindung mit den §§ 1,6 und 10 

UVPG besteht für das Vorhaben die Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung - kumulierendes Vorhaben. 

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung sind hierbei ausschließlich die möglichen 

Auswirkungen der Waldrodung /vgl. Anhang 1 Nr. 17.2.1 UVPG). Insofern werden 

ausschließlich die umweltrelevanten Auswirkungen der der geplanten sowie der im Kontext 

des kumulierenden Vorhabens unmittelbar angrenzenden bereits vollzogenen 

Waldumwandlungen geprüft. Sämtliche Fragestellungen zum nachfolgenden geplanten 

Bauvorhaben sind daher nicht Bestandteil des Verfahrens.  

Im Folgenden sollen die Umweltauswirkungen der Waldumwandlung auf die jeweiligen 

Schutzgüter einschließlich möglicher Wechselwirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet 

werden.  

Die Körperschaftsforstdirektion Freiburg lehnt sich hierbei methodisch und inhaltlich an den 

vom Träger des Vorhabens vorgelegten UVP Bericht des Planungsbüros ö:konzept GmbH 

in der Fassung vom 30.08.2019 an.  

Nach eigener Prüfung und dem Ergebnis der Anhörung im Scoping- und Erörterungstermin 

sind die entscheidungsrelevanten Sachverhalt im UVP-Bericht umfassend und zutreffend 

dargestellt, so dass auch den hierauf aufbauenden Bewertungsvorschlägen in den 

wesentlichen Punkten gefolgt werden kann.  

Der Untersuchungsrahmen für das Vorhaben wurde anlässlich des Scopingtermins am 

11.04.2018 einvernehmlich mit den Trägern öffentlicher Belange abgestimmt. Dies wurde 

bei der Zusammenstellung der beizubringenden Unterlagen gemäß § 16 UVPG 

entsprechend berücksichtigt. Insbesondere liegen für das Untersuchungsgebiet forstliche, 
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pflanzensoziologische, faunistische und wasserwirtschaftliche Daten vor. Des Weiteren 

wurde eine Natura 2000 Vorprüfung erarbeitet.  

Im Ergebnis der Untersuchung kann festgehalten werden, dass die vorhandenen und 

erhobenen schutzgutbezogenen Daten für den Untersuchungsraum ausreichend und 

hinreichend aktuell waren, um die entscheidungserheblichen Sachverhalte zu ermitteln.  

 

3.1.2 Wesentliche Ergebnisse des UVP Berichts  

Im Rahmen der ökologischen Risikoanalyse des UVP Berichts wurde versucht die 

Zusammenhänge zwischen dem geplanten Vorhaben (geplante Waldumwandlung), seinen 

umweltrelevanten Auswirkungen und den betroffenen Schutzgütern zu verdeutlichen:  

 

Umweltauswirkungen des Vorhabens 

Schutzgut Mensch 

Der Ortsteil Oberbränd grenzt unmittelbar südlich an den Planungsbereich GE Rütte II 

und das bestehende GE Rütte, nur getrennt durch die K 4993 (Oberbränder Straße). 

Der Planungsbereich ist vollständig bewaldet und wird forstwirtschaftlich genutzt, das 

Bewaldungs-% der Gemeinde liegt bei 65,9 %. 

Die Waldbestände im Planungsbereich sind als Erholungswald der Stufe 2 ausgewiesen. 

Weitere Waldfunktionen sind nicht ausgewiesen. Belastungen für den Menschen gehen 

vom bestehenden Gewerbegebiet und vor allem durch das damit verbundene höhere 

Verkehrsaufkommen aus (Zu-/Abfahrt, Liefer- und Parkverkehr).  

Die überwiegende Luftströmung kommt aus Nordwest. Die Bestände im Planungs-

bereich haben deshalb nur eine geringe abschirmende Wirkung für den OT Oberbränd. 

Bewertung/ Empfindlichkeit 

Der Planungsbereich und das bestehende GE Rütte sind von Wald umgeben, im Süden 

grenzt die K 4993 und der OT Oberbränd an. Aufgrund der unmittelbar an den 

Planungsbereich angrenzenden Wohngebiete, der kumulativen Wirkung GE Rütte und 

GE Rütte II und der damit verbundenen Vorbelastung (optisch, akustisch, Emissionen) 

ist von einer mittleren Empfindlichkeit in Bezug auf die Wirkungen auf das Schutzgut 

Mensch auszugehen. Die mit der Rodung verbundene erhöhte Emissionsbelastung 

(visuell, akustisch) wirkt temporär.  
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Durch die Rodung entfallen die optische und akustische Abschirmung des bestehenden 

GE Rütte zum Wohngebiet im Bereich der Einmündung der Steinbruchstraße in die 

Oberbränder Straße.  

Unter Berücksichtigung der kumulativen Wirkung GE Rütte/GE Rütte II ist von einer 

mittleren Beeinträchtigung für das Schutzgut Mensch auszugehen. Die Schutz- und 

Erholungsfunktionen des Waldes gehen mit der Rodung vollständig verloren. 

 

Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt 

Die Beschreibung des Planungsbereichs erfolgt anhand der Daten der Forsteinrichtung 

sowie anhand der Ergebnisse einer Biotoptypenkartierung, die im Jahr 2018 von 

ö:Konzept durchgeführt wurde. 

Eine Prüfung auf streng geschützte Pflanzenarten erfolgte durch Laufer et al. (2016; 

2018). Vorhandene Schutzgebiete und Biotope werden dargestellt.  

Waldort 3/3 fV:  Fichten-Kiefern-Altholz, locker, Naturverjüngungsvorrat von Fichte auf 

30%, Vorbau von Tanne auf 50% und Buche auf 20%, Waldentwicklungstyp (WET) 

Fichte-stabil, Baumartenanteile: Fichte 75%, Kiefer 25%. 

Waldort 3/3 t5: Kiefern-Fichten-Tannen-Baumholz, geschlossen bis locker, Kiefer und 

Tanne in Einzelmischung. Kiefern-Überhälter an mehreren Orten. Ästung auf 1. Stufe 

(bis 5 m) von Kiefer auf 100% der Fläche, von Tanne auf 100% der Fläche und von 

Fichte auf 100% der Fläche, Tanne aus Vorbau entstanden. WET Tanne. 

Baumartenanteile: Fichte 70%, Kiefer 20%, Tanne 10%. Alter 35 bis 62 / 48. 

Biotoptypenkartierung 
 

Die Biotoptypenkartierung des Eingriffsbereichs erfolgte im Juni 2018 auf Grundlage 

des Kartierschlüssels der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW 

2009) durch ö:konzept.GmbH 

Die erfassten Biotoptypen sind aus der Biotoptypenkarte und aus  

Tabelle 1 ersichtlich. Bezüglich der Ansprache und Abgrenzung der 

Pflanzengesellschaften wird auf die einschlägige vegetationskundliche Fachliteratur 

verwiesen. 

Es handelt sich fast ausnahmslos um Biotoptypen des Waldes. Nicht-Wald-

Biotoptypen erreichen einen Anteil von rd. 4,2%.  
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Biotoptypen im Umwandlungsbereich: 

 

 

 

Tabelle 1: Biotoptypen Planungsraum und ihre naturschutzfachliche Wertigkeit 

Biotop-

typ 
Nr. Waldort 

Bewert. in 

ÖP 

Wert-

stufe 

Fläche in 

m² 

%  Wert-

stufe 

59.40 1 3/3 fv 15 III b 1.171 2 

35.50 2 3/3 fv 14 III b 2.335 4 

59.40 3 3/3 fv 15 III b 35.659 65 

59.44 4 3/3 t5 11 III a 15.888 29 

Summe       55.053 100 

 

Legende Biotoptypen: 
35.50   Schlagflur; 59.40   Nadelbaumbestand; 59.44   Fichten-Bestand 

Die Schlagflur wurde als eigener Biotoptyp ausgewiesen, ein Holzlagerplatz im 

Südosten des Planungsbereichs wurde aufgrund der kleinen Fläche dem 

umgebenden Bestand zugeordnet. 

 

Streng geschützte Pflanzenarten 

Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Einschätzung wurde vom Büro für 

Landschaftsökologie LAUFER, Offenburg, das Vorkommen europarechtlich streng 

geschützter Pflanzenarten im Wirkraum des geplanten GE Rütte II geprüft (LAUFER 

et al. 2016). Nach dieser Einschätzung ist das Vorkommen streng geschützter 

Pflanzenarten auszuschließen.  
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Moose 
Auswirkungen des Vorhabens auf Moosarten des Anhangs II der FFH-Richtlinie 

wurden 2018 als Ergebnis des Scoping-Termins untersucht.  

Das Vorkommen der folgenden Arten wurde geprüft:  Grünes Koboldmoos 

(Buxbaumia viridis), Grünes Besenmoos (Dicranum viride), Rogers 

Goldhaarmoos (Orthotrichum rogeri Brid.), Firnisglänzendes Sichelmoos 

(Hamatocaulis vernicosus)]. 

Von den geprüften Arten wurde das Grüne Koboldmoos (Buxbaumia viridis) im 

Geltungsbereich Rütte II als Anhang II-Art nachgewiesen (Michael Lüth, Büro für 

Umweltplanung, Freiburg). 

 

Biotope nach § 30 BNatSchG 
Im Eingriffsbereich ist keine Waldbiotop nach § 30 BNatSchG ausgewiesen. 

 
Schutzgebiete 
Der Planungsbereich ist Teil des Naturparks Südschwarzwald mit der 
Schutzgebietsnummer 6. Das SPA-Gebiet Mittlerer Schwarzwald mit der 
Schutzgebiets-Nr. 7915-441 grenzt in geringem Abstand an den Planungsbereich. 
Der Planungsbereich war ursprünglich Teil des Landschaftsschutzgebiets 
Eisenbach mit der Schutzgebiets-Nr. 3.15.034. Der Planungsbereich wurde aus der 
LSG-Kulisse herausgelöst (Änderungsverordnung des Landratsamts Breisgau-
Hochschwarzwald vom 01.03.2019). 

 

Bewertung/Empfindlichkeit Flora 

Nach der Einstufung der Biotoptypenkartierung handelt es sich um Waldbestände mit einer 

mittleren naturschutzfachlichen Bedeutung überwiegend der Wertstufe III b. Dabei sind die 

westlich gelegenen älteren Bestände die naturschutzfachlich etwas wertvolleren Bestände. 

Die älteren Waldbestände im Eingriffsbereich sind dauerwaldartig aufgebaut und aus 

Plenterwald und Plenterüberführungswald hervorgegangen. Die Bestände sind einer 

mittleren naturschutzfachlichen Wertstufe zuzuordnen, wobei die westlichen älteren 

Bestände ein etwas höheres naturschutzfachliches Potenzial aufweisen. Die Waldbestände 

sind kulturbestimmt. 

Als Anhang II-Art wurde das Grüne Koboldmoos (Buxbaumia viridis) im Planungsbereich 

kartiert. 

Die Empfindlichkeit des Planungsbereichs in Bezug auf die Waldumwandlung wird anhand 

der naturschutzfachlichen Wertigkeit der Waldbestände sowie anhand des Vorkommens 

seltener und geschützter Arten bewertet. 

Der Planungsbereich ist nicht Teil eines Schutzgebiets. Geschützte Biotope sind nicht 

vorhanden. 
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Aufgrund des Vorkommens des Grünen Koboldmooses (Buxbaumia viridis) als Anhang II-

Art ist von einer hohen Beeinträchtigungsempfindlichkeit für das Schutzgut Pflanzen 

auszugehen 

Durch die Rodung gehen die Waldbestände im Planungsbereich vollständig und auf Dauer 

verloren.  

Durch die Rodung wird die Gefahr von Sturmschäden für die nördlich angrenzenden Teile 

des Gemeindewalds und des Stadtwalds Bräunlingen erhöht. Die Anlage des Niedrigwaldes 

zur Einhaltung des Waldabstands nach § 4 LBO kann erst mit Zeitverzug Schutz bieten 

(siehe dazu auch Anlage 1, Ausgleichsmaßnahme RII-22). Eine Abstimmung mit dem 

benachbarten Waldbesitz ist erforderlich und wurde durchgeführt. Auf § 27 LWaldG 

(Nachbarpflichten, räumliche Ordnung) wird verwiesen. 

 

Schutzgut Fauna 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen des GE Rütte II auf das Schutzgut Fauna werden die 

Auswirkungen der Waldrodung auf Basis einer artenschutzrechtlichen Einschätzung 

(LAUFER et al. 2016) sowie artenschutzrechtlicher Beurteilungen (LAUFER et al. 2018, zwei 

Berichte) geprüft. Es wurde darüber hinaus eine Natura 2000-Vorprüfung durchgeführt. 

Im Zuge einer Relevanzprüfung (artenschutzrechtliche Einschätzung, LAUFER et al. 2016) 

wurde abgeschätzt, welche planungsrelevanten Arten im Untersuchungsraum vorkommen 

können und ob das Vorhaben negative Auswirkungen auf diese Arten haben kann. 

Bis auf die dargelegten Artengruppen wurde das Vorkommen weiterer bodenlebender streng 

geschützter Säugetiere aufgrund fehlender Lebensräume ausgeschlossen. 

Nach den Ergebnissen der Relevanzprüfung und in Abstimmung mit der unteren 

Naturschutzbehörde Breisgau-Hochschwarzwald (Scoping) wurden als Grundlage für die 

artenschutzrechtliche Prüfung (saP) die folgenden Arten und Artengruppen untersucht: 

Artengruppe der Vögel, Reptilien und Fledermäuse. 

Die Artengruppen der Vögel und der Reptilien wurde im Jahr 2017 untersucht (LAUFER et al. 

2018, 1. Bericht), die Artengruppen der Fledermäuse (mit Erfassung des Sperlingskauzes) 

2018 (LAUFER et al. 2018, 2. Bericht). Zufallsfunde weiterer Arten wurden dokumentiert.  

Erfassung und artenschutzrechtliche Bewertung der Arten sind in einem eigenständigen 

Gutachten beschrieben (LAUFER et al. 2018). Die artenschutzrechtliche Beurteilung folgt 

üblichen Standards 
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Aufgrund der mobileren Arten (z.B. Vögel und Fledermäuse) ist der betrachtete Wirkraum 

größer als der Umwandlungsbereich für das GE Rütte II. Der Wirkraum wurde so gewählt, 

dass die wegfallenden Wirkungen des Waldes vollständig beurteilt und berücksichtigt 

werden können.  

 

Vögel 

Es wurden 53 Vogelarten nachgewiesen (51 Arten innerhalb des Untersuchungsgebiets, 2 

Arten knapp außerhalb).  

Als planungsrelevant werden in der artenschutzrechtlichen Beurteilung (LAUFER et al. 2018) 

Arten bezeichnet, die bundes- oder landesweit gefährdet sind, die auf der Vorwarnliste 

geführt werden, oder für die das Land Baden-Württemberg eine hohe Verantwortlichkeit in 

Bezug auf die Erhaltung der Art besitzt. Im Hinblick auf die Planungsrelevanz wurden jedoch 

nur Arten berücksichtigt, die sicher oder wahrscheinlich im Gebiet brüten oder im Gebiet 

essentielle Nahrungs- oder Rasthabitate haben.  

Nach diesen Kriterien werden die folgenden Arten als planungsrelevant eingestuft: 

Baumpieper (Anthus trivialis), Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus), 

Mehlschwalbe (Delichon urbicum), Sommergoldhähnchen (Regulus ignicapilla), 

Sperlingskauz (Glaucidium passerinum), Star (Sturnus vulgaris) und Wintergoldhähnchen 

(Regulus regulus). 

Sperlingskauz: Es ist von einem frisch besetzten Revier des Sperlingskauzes 

auszugehen. Durch die großflächig angrenzenden Waldgebiete stehen für den 

Sperlingskauz weiterhin geeignete Lebensräume zur Verfügung. Dabei ist zu beachten, 

dass das verlorengehende Revier im unmittelbaren Umfeld im Stadtwald Bräunlingen 

ersetzt wird.  

Auerhuhn (Tetrao Urogallus):  

Die erforderlichen speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchungen zum Auerhuhn 

wurden vom Büro für Landschaftsökologie LAUFER angefertigt. Bei diesen konnten keine 

Nachweise des Auerhuhns erbracht werden. Dies stimmt mit den bei der FVA vorhandenen 

Daten der Kartierung der Auerhuhnverbreitung 2018 überein, für die im besagten Gebiet 

ebenfalls keine Auerhuhn-Nachweise vorliegen. 

Das geplante Gewerbegebiet Rütte II liegt aber innerhalb der auerhuhnrelevanten Fläche. 

Die Störfläche beeinträchtigt Flächen der Kategorie 1 „Ausschluss“ und Kategorie 2 „sehr 

problematisch“, daher ist von einer Betroffenheit des Auerhuhns und einem Verlust 

potentiellen Lebensraums im Vorhabengebiet auszugehen. Es sollte im Zuge einer 
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Genehmigung ein naturschutzrechtlicher Ausgleich verlangt werden. Bei Zugrunde Lage des 

Aktionsplans Auerhuhn kann die Betroffenheit durch geeignete Maßnahmen vermindert 

werden. 

Bewertung/Empfindlichkeit  

Aufgrund des Vorkommens von stark gefährdeten und gefährdeten Arten der Roten Listen 

Baden-Württemberg und Deutschland sowie von Arten der Vorwarnliste ist trotz der 

bestehenden Vorbelastung von einer hohen Bedeutung des Wirkraums für die Artengruppe 

der Vögel auszugehen. Die Empfindlichkeit in Bezug auf die Artengruppe der Vögel wird 

als hoch eingestuft. Die Wirkungen der Waldrodung auf die Artengruppe der Vögel ist 

durch den Verlust an Habitaten als erhebliche Beeinträchtigung einzustufen.  

 

Artengruppe Fledermäuse 

Insgesamt liegen 64 Fledermauskontakte vor. Der mit 60% höchste Anteil entfällt auf die 

Zwergfledermaus. An den Netzfangterminen wurde nur eine Fledermaus gefangen (ein 

Fransenfledermaus-Männchen). Es wurden im Umwandlungsbereich 5 Habitat/ 

Quartierbäume mit grundsätzlicher Eignung als Fledermausquartier kartiert (2 weitere 

außerhalb), allerdings können in Beständen kleinere Spalten leicht übersehen werden. Die 

meisten Strukturen eignen sich nur für einzelne oder wenige Tiere, im Nadelholz kommt 

dem stehenden Totholz eine große Bedeutung zu (Harzung in gesunden Bäumen). 

Sicher bestimmt wurden von Laufer et al. die folgenden Arten: 

Fransenfledermaus Myotis nattereri Netzfang 
Kleine oder Große 
Bartfledermaus 

Myotis mystacinus, 
Myotis brandtii 

Detektor 
 

Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri Detektor 
Braunes oder Graues 
Langohr 

Plecotus auritus, 
Plecotus austriacus 

Detektor 

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus Detektor 

 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Der Planungsbereich hat eine hohe Bedeutung für die Artengruppe der Fledermäuse. Die 

Waldbestände im Planungsbereich haben Bedeutung als Wochenstubengebiet, als 

Paarungsgebiet, zur Überwinterung und als Jagdgebiet. Es ist von einer hohen 

Empfindlichkeit in Bezug auf die Artengruppe der Fledermäuse auszugehen. 

Für die im Untersuchungsgebiet erfassten Arten wird davon ausgegangen, dass diese auf 

den Verlust des Lebensraums durch Ausweichen auf Ersatzlebensräume im Umfeld des 

Untersuchungsgebiets reagieren können. Ersatzlebensräume werden durch Schutz- und 
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Gestaltungsmaßnahmen aufgewertet. Die Ersatzlebensräume werden im räumlichen 

Zusammenhang aufgewertet, damit ist ein funktionaler Ausgleich gewährleistet.  

Die Wirkungen der Waldrodung auf die Artengruppe der Fledermäuse ist durch den Verlust 

an Habitaten als hohe Beeinträchtigung einzustufen.  

Die artenschutzrechtliche Beurteilung kommt zu dem Ergebnis, dass Verbotstatbestände 

unter Berücksichtigung von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht 

erfüllt werden. 

Artengruppe Reptilien 

Mit der Blindschleiche (Anguis fragilis) und der Waldeidechse (Zootoca vivipara) wurden 

zwei Reptilienarten nachgewiesen (Begang August 2017). Vor Beginn der Untersuchungen 

wurde auch die Zauneidechse (Lacerta agilis) als mögliche Art in Betracht gezogen, für die 

Art gelang jedoch kein Nachweis. Blindschleiche und Waldeidechse gelten landes- und 

bundesweit als ungefährdet, sind keine Anhang IV-Arten und werden deshalb nicht bei der 

artenschutzrechtlichen Beurteilung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG, 

sondern bei der Eingriffsregelung berücksichtigt. 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Es ist von einer mittleren Empfindlichkeit in Bezug auf die Reptilien auszugehen. Das 

Vorhaben hat in Bezug auf die Artengruppe eine mittlere Bedeutung. 

 

Sonstige Arten 

Folgende Arten wurden auf der Planungsfläche vorgefunden 

Amphibien: Bergmolch (Ichthyosaura alpestris) und Grasfrosch (Rana temporaria) 

Hautflügler: Hügelbauende Waldameisen (Formica spec./spp.)                      

Tagfalterarten: Trauermantel (Nymphalis antiopa) 

 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Bei den Amphibien und der Waldameise handelt es sich um besonders geschützte Arten. 

Ebenso beim Trauermantel, einer in Baden-Württemberg gefährdeten Tagfalterart. 

 

Aufgrund der gefährdeten Art ist von einer hohen Empfindlichkeit in Bezug auf die 

sonstigen Arten auszugehen Die genannten Arten verlieren durch Rodung und 

Realisierung des Gewerbegebiets ihren Lebensraum. Ausgleichsmaßnahmen werden 

durchgeführt [Anlage von Feuchtgewässern, umsiedeln der Ameisennester, Anbau von 

breitblättrigen Weidenarten für den Trauermantel, z.B. der Sal-Weide (Salix caprea)]. 
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Es ist von einer mittleren bis hohen Bedeutung in Bezug auf diese Arten auszugehen. 

 

Fazit Schutzgut Fauna: 

Die Empfindlichkeit des Planungsbereichs für das Schutzgut Fauna wird vorrangig anhand 

des Vorkommens gefährdeter Arten (Rote Liste BW/D) eingestuft.  

Bei der Artengruppe der Vögel sind es 7 planungsrelevante Arten, die bundes- oder 

landesweit gefährdet sind, die auf der Vorwarnliste geführt werden, oder für die das Land 

Baden-Württemberg eine hohe Verantwortlichkeit in Bezug auf die Erhaltung der Art besitzt 

und die sicher oder wahrscheinlich im Gebiet brüten oder im Gebiet essentielle Nahrungs- 

oder Rasthabitate haben. 

Alle Fledermausarten sind nach der RL Baden-Württemberg vom Aussterben bedroht, stark 

gefährdet, gefährdet oder es handelt sich um eine extrem seltene oder um eine Art mit 

geografischer Restriktion. 

Auch der Trauermantel (Nymphalis antiopa) ist eine in Baden-Württemberg gefährdete Art. 

Bedingt durch das Vorkommen vom Aussterben bedrohter Arten, stark gefährdeter und 

gefährdeter Arten muss von einer hohen Empfindlichkeit der Waldbestände bzgl. der 

Rodung ausgegangen werden. 

Die Wirkungen der Waldrodung insbesondere auf die stark gefährdeten Arten ist durch den 

Verlust an Habitaten als erheblich einzustufen, so dass von einer hohen Beeinträchtigung 

für die Arten ausgegangen werden muss. 

Die artenschutzrechtliche Beurteilung kommt zu dem Ergebnis, dass Verbotstatbestände 

des § 44 BNatSchG unter Berücksichtigung von Vermeidungs-, Minderungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen nicht erfüllt werden. 

 

Schutzgut Biologische Vielfalt 

Eine Gefährdung der biologischen Vielfalt durch den Verlust seltener Biotop- und 

Habitatstrukturen oder durch den Verlust von Verbundachsen und Trittsteinen ist im 

Umwandlungsbereich GE Rütte II nicht zu erwarten. Im Umwandlungsbereich handelt es 

sich um Nadelholzbestände, die angrenzend und regional nicht selten sind. Für Arten, die 

durch den Verlust an Habitaten beeinträchtigt werden, sind Schutz- und 

Gestaltungsmaßnahmen zur Aufwertung von in der Nähe befindlichen Waldbeständen zu 

Ersatzhabitaten vorgesehen. 
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Beeinträchtigungen der biologischen Vielfalt können deshalb ausgeschlossen werden. 

 

Schutzgut Fläche 

Die Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) als Waldbesitzerin hat eine Gesamt-

waldfläche von 469,5 ha und liegt damit leicht unter dem Durchschnitt der waldbesitzenden 

Gemeinden im Land [rd. 500 ha; MLR (2015)]. 

Die Gemeinde hat ein Bewaldungsprozent von 65,9 %. 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Aufgrund der Lage im ländlichen Raum, des hohen Bewaldungsprozents und der 

Anstrengungen zum sparsamen Umgang mit dem Schutzgut wird von einer mittleren 

Beeinträchtigung in Bezug auf das Schutzgut ausgegangen. 

 

Schutzgut Boden 

Geologisch ist der Planungsbereich überwiegend dem oberen Buntsandstein (so) 

zuzuordnen, nur zu einem geringeren Teil dem mittleren Buntsandstein (sm). 

Die Standortskartierung stammt aus den Jahren 1962 bis 1964. Es wurden die 
folgenden nicht vernässenden Standortseinheiten erfasst. 
 1 Tannen-Fichten-Forchenwald auf durchlässigem Sand. 

Mäßig trockene bis mäßig frische Flachlagen, nicht selten etwas 
grundfeucht. 

 2 Tannen-Fichten-Forchenwald auf lehmigem Sand. 
Mäßig frische bis frische, mindesten mittelgründige Flachlagen. 

In sehr geringem Umfang treten im schmalen Bereich nördlich des GE Rütte die 
folgenden Standorte auf: 
 3 Tannen-Fichten-Forchenwald auf tongründigem sandigem Lehm. 

Mäßig grundfrische bis grundfeuchte, z.T. wechselfeuchte Flachlagen, Ton in 
weniger als 50 cm Tiefe. 

 4 Tannen-Fichten-Forchenwald auf marmoriertem sandigem Lehm. 
Meist grundfrische bis grundfeuchte Flachlagen. 

 

 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Aus standortskundlicher Sicht handelt es sich im Planungsbereich um für das Gebiet 

typische durchschnittliche Buntsandstein-Standorte ohne Besonderheiten. Auf Basis der 

Forstlichen Standortskartierung und der BK50 ist von einer mittleren Empfindlichkeit in 

Bezug auf das Schutzgut Boden auszugehen. Durch die Rodung ist von einer mittleren 
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Beeinträchtigung für das Schutzgut Boden durch den vollständigen bzw. teilweisen Verlust 

der Bodenfunktionen auszugehen. 

 

Schutzgut Wasser 

Natürliche Oberflächenwässer kommen im Planungsbereich nicht vor. Wasser aus den 

Beständen und dem Graben westlich der Bubenbacherstr. (K 4904) wird unter der K 4904 

durchgeführt und in einem offenen, nördlich an das GE Rütte grenzenden Graben zur 

Versickerung in die Waldbestände nördlich von Rütte II geleitet (ebenso Schichtwasser aus 

den nördlich an das GE Rütte angrenzenden Beständen). Das GE Rütte entwässert in ein 

Rückhaltebecken, das auch erhalten bleibt. In keinem der Bodenaufschlüsse wurde ein 

zusammenhängender Grundwasserspiegel angetroffen bzw. nachgewiesen. Temporär im 

Jahreszeitenverlauf auftretende Schicht- oder Hangwässer können demnach nicht 

ausgeschlossen werden. Im Planungsbereich liegen keine Wasserschutzgebiete vor. Die 

nächsten Wasserschutzgebiete liegen im Abstand zwischen 300 m und 400 m (WSG 

Hirschplatz Bräunlingen, WSG-Nr. 326167 und WSG Hagenmatte Eisenbach, WSG-Nr. 

326157). 

 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Da keine natürlichen Oberflächenwässer betroffen sind und Niederschlag und 

Schichtwasser über Rückhaltebecken abgeleitet werden, ist von einer geringen 

Beeinträchtigung für das Schutzgut Oberflächenwasser auszugehen 

Die Böden im Planungsbereich weisen nach der Rodung ein geringeres Rückhaltevermögen 

auf (fehlende Interzeption des Kronenraums bei gleichzeitig reduzierter Aufnahmefähigkeit 

des Wurzelraums), auch die weiteren Bodenfunktionen sind stark eingeschränkt. 

Oberflächlicher Abfluss und Schichtwasserabfluss könnten zunehmen. Es wird durch die 

mäßige Durchlässigkeit von einer geringen Bedeutung für die Grundwasserneubildung 

ausgegangen. Es sind auch keine Wasser- und Quellschutzgebiete betroffen. Für das 

Schutzgut Grundwasser wird deshalb von einer geringen Beeinträchtigung ausgegangen. 

 

Schutzgüter Klima und Luft 

Wälder wirken wegen ihrer Verdunstung und ihrer Schattenwirkung ausgleichend, sie 

beeinflussen angrenzende Flächen positiv hinsichtlich Temperatur und Luftfeuchte (Kaltluft 

fließt in tieferliegende Bereiche). Es kommt zum Temperaturaustausch zwischen Wald und 
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Ortslage. Im Planungsbereich sind weder Klimaschutzwald noch Immissionsschutzwald 

ausgewiesen.  

Bewertung/Empfindlichkeit 

Die Bedeutung des Planungsbereichs als Reinluftgebiet ist hoch. Eisenbach 

(Hochschwarzwald) ist Luftkurtort und wirbt mit klimatischen Vorzügen, die für die Erholung 

und die Gesundheit förderlich sind. Die temperaturausgleichende Wirkung der Bestände und 

ihre Funktion als Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiet im Bereich GE Rütte II gehen durch 

die Waldrodung verloren, ebenso ihre Filterwirkung für Luftschadstoffe, Staub und Ruß. 

Insgesamt ist lokal von einer mittleren Bedeutung für die bioklimatische Ausgleichs- und 

Filterfunktion und einer mittleren Bedeutung für die Kaltluftproduktion für den unmittelbar 

angrenzenden OT Oberbränd auszugehen.  

In Bezug auf das Schutzgut wirken GE Rütte und GE Rütte II kumulativ. 

 

Schutzgut Landschaft und Erholung 

Der Gemeindewald ist mit Forst- und Fußwegen gut erschlossen (Wegenetz) und grenzt 

fußläufig an den langgezogenen Ortsteil. Die K 4993 (Oberbränder Straße) trennt die GE 

Rütte/Rütte II von der Wohnbebauung des OT Oberbränd.    

Örtlich besteht vom OT Oberbränd Blickbeziehung bis zu den Alpen. Blickbeziehungen zu 

den Alpen oder ins offene Grünland werden durch die geplante Gewerbegebietserweiterung 

nicht gestört. Das GE Rütte wird auf der K 4993 - vor allem von Westen kommend - erst kurz 

vor dem Gewerbegebiet wahrgenommen. Der Planungsbereich war Teil des Landschafts-

Schutzgebiets Eisenbach mit der LSG-Nr. 3.15.034 und einer Größe von 2.705,1 ha. 

Schutzzweck ist der Erhalt der Eigenart, der Vielfalt und der Schönheit der typischen 

streubesiedelten Landschaft des Südschwarzwalds. Der Planungsbereich wurde aus dem 

LSG herausgenommen. 

Die Waldbestände im Planungsbereich und die nördlich an den Planungsbereich 

anschließenden Wälder sind als Erholungswald Stufe 2 ausgewiesen. 

Bewertung/Empfindlichkeit 

Die Rodung der Waldbestände im Planungsbereich erfolgt im Randbereich eines 

flächenhaft zusammenhängenden Waldgebiets, das der Nordseite der Oberbränder 

Straße folgt. Mit der Rodung wird das bestehende GE Rütte entlang der Oberbränder 

Straße nach Osten erweitert. Die Rodung führt lokal zu Auswirkungen auf 

Landschaftsbild und Erholungseignung. Der bereits bestehende flächenhafte Eindruck 

des GE Rütte verstärkt sich nach Rodung der Waldbestände. Durch die Vorbelastung 
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des GE Rütte ist das Landschaftsbild jedoch bereits beeinträchtigt. Der 

Planungsbereich wurde bereits aus dem Landschaftsschutzgebiet herausgenommen. 

Die Waldbestände sind als Erholungswald Stufe 2 klassifiziert. Die Erholungsfunktion 

der Fläche geht verloren. 

 

 

Kultur und sonstige Schutzgüter 

Es sind keine Kultur- und sonstige Schutzgüter bekannt. 

 

Wechselwirkungen 

Mit der Waldrodung wird der Baumbewuchs im Vorhabensgebiet entfernt. Dies hat 

nachteilige Folgen für die Erholungseignung des Gebietes. Die im Waldbereich 

vorhandenen Tiere und Pflanzen, die biologische Vielfalt, der Waldboden, der 

Wasserhaushalt, das Klima die Lufthygiene und das Landschaftsbild werden jeweils 

beeinträchtigt. Die jeweiligen Wechselwirkungen werden im Rahmen der schutzgut-

bezogenen Bewertung der Umweltauswirkungen dargestellt.  

 

Summative Wirkung 

Das bestehende GE Rütte und das geplante GE Rütte II stehen in einem inhaltlichen 

und räumlichen Zusammenhang.  

Die Ausgangsvoraussetzungen im Waldbestand sind vergleichbar, so dass durch die 

Erweiterung von Rütte um Rütte II von einem weiteren Eingriff in die Schutzgüter 

ausgegangen wird. 

 

Grenzüberschreitende Auswirkungen 

Die Wirkungen der Waldrodung beschränken sich auf das Vorhabensgebiet und das 

nahe Umfeld. Grenzüberschreitende Wirkungen sind nicht gegeben. 

 

 
 
 

 
3.1.3 Natura 2000 Vorprüfung  
SPA-Gebiet Mittlerer Schwarzwald Schutzgebiets-Nr.  7915-441 
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 Aufgrund der räumlichen Nähe zum SPA-Gebiet Mittlerer Schwarzwald mit der 
Schutzgebiets-Nr. 7915-441 ist eine NATURA 2000-Vorprüfung nach § 34 
BNatSchG erforderlich.  
Eingriffe in SPA-Gebiete sind verboten, wenn die Möglichkeit einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Vogelarten und ihrer Lebensräume in Vogelschutzgebieten 
bestehen könnte (einzeln oder in Kombination mit anderen Plänen oder 
Vorhaben). Dies zu prüfen ist Aufgabe der Natura 2000-Vorprüfung. Ist eine 
erhebliche Beeinträchtigung nicht auszuschließen, ist eine Verträglichkeitsprüfung 
erforderlich. 
Eine NATURA 2000-Vorprüfung ist auch dann erforderlich, wenn das 
Vorhabengebiet wie im Fall GE Rütte II außerhalb des SPA-Gebiets liegt, negative 
Wirkungen für das SPA-Gebiet aber geprüft werden müssen. 
Die Ergebnisse der Vorprüfung durch das Büro für Landschaftsökologie Laufer, 
Offenburg, werden im Folgenden zusammenfassend übernommen. 

Methodik 
Die im Standard-Datenbogen des SPA-Gebiets aufgeführten Arten wurden auf ein 
mögliches Vorkommen im Untersuchungsgebiet geprüft. Danach könnten die 
folgenden Arten im Wirkbereich des Gewerbegebiets vorkommen: Auerhuhn 
(Tetrao urogallus), Grauspecht (Picus canus), Raufußkauz (Aegolius funereus), 
Ringdrossel (Turdus torquatus), Rotmilan (Milvus milvus), Schwarzspecht 
(Dryocopus martius), Sperlingskauz (Glaucidium passerinum) und 
Wespenbussard (Pernis apivorus). 
Für diese Arten war eine Betroffenheit denkbar, da deren Lebensstätten durch das 
Gewerbegebiet beeinträchtigt werden könnten. So könnte z.B. Lärm die 
Kommunikation am Brutplatz stören, oder Lärm könnte den Erfolg der Prädatoren 
erhöhen. 
 

Ergebnis 
Bei der Kartierung der Arten konnte keine der genannten Arten als Brutvogel 
nachgewiesen werden, einzig der Rotmilan (Milvus milvus) wurde als 
Nahrungsgast erfasst. Auch die im Geltungsbereich vorgefundenen Habitate 
lassen kein Vorkommen dieser Arten erwarten.  
 

Schlussfolgerung 
Die Gutachter kommen zu dem Ergebnis, dass durch die Erweiterung des GE 
Rütte durch das GE Rütte II nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung der 
wesentlichen Bestandteile des SPA-Gebiets ausgegangen werden muss. Das 
Vorhaben kann somit aus Sicht der NATURA 2000-Bestimmungen realisiert 
werden. 

 

 

Die Unteren Naturschutzbehörden in Landkreis Schwarzwald-Baar (14.11.2019) und im 

Kreis Breisgau Hochschwarzwald (14.11.2019) folgen den Ausführungen des Gutachters 

und halten diese für nachvollziehbar und plausibel. Dieser Einschätzung schließt die KFD 

sich an. 
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3.2 Vermeidung – Minderung – Ausgleich - Ersatz 

Merkmale des Vorhabens und des Standorts und Maßnahmen mit denen erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen 

werden sollen sowie Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in Natur- und Landschaft (vgl. 

§ 24 und 25 UVPG) 

 

Nach § 15 Abs. 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen und unvermeidbare 

Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaft 

auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Die 

nachteiligen Auswirkungen der Waldumwandlung auf die Schutz- und Erholungsfunktion des 

Waldes sind darüber hinaus nach § 10 i.V.m § 9 Abs. 3 Landeswaldgesetz durch geeignete 

Maßnahmen forstrechtlich auszugleichen.  

 

3.2.1 Eingriffsminimierung 

Der Eingriff in die Waldfläche wurde im Vergleich zur frühzeitigen Beteiligung von ca. 8,6 ha 

auf 5,5 ha Gewerbefläche reduziert. Die Angebotsplanung wurde verworfen, die 

Nachfrageplanung wurde bei der Bedarfsherleitung zu Grunde gelegt. 

 

3.2.2 Vermeidungsmaßnahmen 

zum Schutz artenschutzrelevanter Arten 

Das Plangebiet ist Lebensraum von Fledermaus- und Vogelarten. Mit der Baum- und 

Gehölzfällung sowie der Rodung können unabsichtlich Fledermäuse und Vögel getötet bzw. 

deren Gelege zerstört werden. Um dies zu vermeiden sollen die Arbeiten außerhalb der 

Aktivitätsperioden der Fledermäuse und der Brutperiode der betroffenen Brutvogelarten 

erfolgen: 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind in LAUFER et al. (2018) detailliert 

beschrieben. Die Maßnahmen sind an dieser Stelle zusammenfassend dargestellt. 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind Maßnahmen, die dazu dienen, das 

Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verhindern.  
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Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen betreffen die Artengruppen der 

europäischen Vögel und der Fledermäuse: 

(Weitere Details finden sich in Anlage 2 der UVP Unterlagen) 

Zeitliche Einschränkungen für das Roden und Fällen von Gehölzen 

 
1. Jahreszeitliche Einschränkungen (Rodung und Fällung von Gehölzen): 

Artengruppe der Vögel:  

Entfernen der Gehölze außerhalb der Brutzeit (s.a. § 39 Abs. 5 BNatSchG). 

Artengruppe der Fledermäuse:  

Entfernen der Gehölze außerhalb sensibler Jahreszeiten (Aufzucht, Paarung, 

Winterschlaf).  

Im Rahmen des Eingriffs müssen mögliche Quartierbäume für Fledermäuse entfernt werden. 

Diese Rodungs-/Fällarbeiten müssen in jedem Fall im Zeitraum von Mitte Oktober bis 

Anfang/Mitte November erfolgen – ein ökologischer Baubegleiter hat die ordnungsgemäße 

Durchführung der Maßnahmen zu begleiten und zu sichern. Details zur Durchführung der 

Maßnahmen finden sich in der Anlage 1 des UVP Berichts zum artenschutzrechtlichen 

Ausgleich. Das Vorgehen ist einzelfallbezogen mit den Naturschutzbehörden und der 

naturschutzfachlichen Baubegleitung abzustimmen. 

Die restlichen Bäume (also der überwiegende Teil des Waldes) kann zwischen Mitte 

November und Ende Februar, gerodet werden. 

„Zwischenkontrollen“ durch die naturschutzfachliche Baubegleitung sind durchzuführen. 

 

 

2. Tageszeitliche Einschränkungen: 

Zwischen März und November keine nächtlichen Bauarbeiten und keine nächtliche 

Beleuchtung der Baustelle. 

 

Durch diese Vorgehensweise kann eine Tötung oder Verletzung von Individuen baumbe-

wohnender Fledermausarten bei den Rodungs- und Fällarbeiten nahezu ausgeschlossen 

werden.  

 

Grünes Koboldmoos 

Im Zuge der Kartierung konnte nur das Grüne Koboldmoos (Buxbaumia viridis) 

nachgewiesen werden. Untersucht wurden Fruchtkörper (Sporophyt) und Vorkeim 

(Protonema). 
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Maßnahmen: Zur Vermeidung eines Umweltschadens werden alle von dieser Art im 

Eingriffsbereich besiedelten, aus Fachexpertensicht sinnvollerweise zu erhaltenden 

Trägerstrukturen (Totholzstücke), in eine dem Herkunftsgebiet vergleichbare Fläche 

umgesiedelt, die von Herrn Lüth bereits ermittelt worden ist. 

Dazu wurden mit dem Koboldmoos besiedelte Holzstücke von Herrn Lüth markiert. Die 

Umsiedlung der kleineren besiedelten Holzstücke erfolgt unter fachlichen Begleitung und 

Dokumentation: Zielbestand für die Umsiedlung. 

 

3.2.3 CEF Maßnahmen 

(CEF-Maßnahmen; continuous ecological functionality-measures, § 44 Abs. 5 BNatSchG 

i.V.m. § 15 BNatSchG) 

Für den Verlust der Waldbestände in ihrer Habitatfunktion sind vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich (CEF-Maßnahmen), die eine dauerhafte 
ökologische Funktion der Lebensräume für die Arten sicherstellen. Mit der Umsetzung 
der Maßnahmen kann das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG verhindert werden. 
CEF-Maßnahmen sind für die Artengruppen der Vögel und der Fledermäuse 
erforderlich.  
Zu beachten ist, dass Ausgleichsmaßnahmen für den Artenschutz (CEF-Maßnahmen) 
rechtzeitig vor dem Eingriff umgesetzt werden müssen. Es ist davon auszugehen, dass 
die artenschutzrechtliche Wirkung sehr schnell eintreten wird und damit rechtzeitig 
Ersatzhabitate für die Arten zur Verfügung stehen. 
CEF-Maßnahmen werden für die folgenden Arten durchgeführt (für eine detaillierte 
Beschreibung vgl. die Zusammenfassung des artenschutzrechtlichen Ausgleichs): 
 
Baumpieper (Anthus trivialis),  

Waldorte Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald): 4/1 f14 

Umsetzung der Maßnahme ab Oktober 2019 

Besonderheit: Wald/Offenland; Gesetzlich geschützte Biotope 
„Zwischenmoor S Oberbränd“ (Biotop-Nr. 180153150358)„Nasswiese und 
Kleinseggenried S Oberbränd“ (Biotop-Nr. 180153150359) „Feldhecke auf Steinriegel 
S Oberbränd“ (Biotop-Nr. 180153150360) 
Fläche: rd. 1,3 ha (Grünland, Wald).  
 
Auf Anregung der Landwirtschaftsbehörde Breisgau Hochschwarzwald wurde mit dem 
Erörterungstermin ein überarbeitetes Maßnahmenkonzept vorgelegt: 
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Die CEF-Fläche liegt in weniger als 600 m Entfernung von dem durch den Eingriff 

betroffenen Revierzentrum des Baumpiepers und besteht sowohl aus Wald als auch 

aus Offenland. Als typische Ökotonart kommt der Baumpieper bevorzugt in solchen 

Übergangsbereichen zwischen verschiedenen Biotoptypen vor (LOSKE 2018). Bäume 

mit Habitatstrukturen für Fledermäuse und Vögel müssen bei der Auflichtung 

geschont werden. Der Waldbestand im Süden der CEF-Fläche auf Flurstück 142 

(siehe Teilfläche 2 in Abbildung 3) kann hingegen aufgrund erhöhter Sturmwurfgefahr 

nur mäßig und etappenweise in Abständen von mindestens 5 Jahren aufgelichtet 

werden. Die Teilfläche 3 in Abbildung 3 dient auch als Ausgleichsfläche für den 

Trauermantel. Zu diesem Zweck sollen hier Ohr- und/oder Salweiden eingebracht 

werden, da der Trauermantel in luftfeuchter Lage stehende Weiden zur Eiablage 

bevorzugt. Die vorliegenden Biotope sind entsprechend der Maßnahmen-

beschreibung zu schonen. 

Für den Baumpieper sollen die bestehenden Waldrandstrukturen aufgelichtet werden. 
Die Offenlandbereich sollen gemäht und im Wechsel beweidet werden.  
 

 Der Erfolg der Maßnahme muss vor der Rodung von Rütte II und im Rahmen 
eines Monitorings in Abstimmung mit der UNB überprüft werden.  

 
Sommer- und Wintergoldhähnchen  
(Regulus ignicapilla und Regulus regulus) 
Waldorte:                                 Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald): 4/1 f14 
Umsetzung der Maßnahme:    Ab Oktober 2019 
Flächengröße:                          rd. 1,4 ha 
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Als vorgezogener Ausgleich für die vom Eingriff betroffenen Reviere von Sommer- und 
Wintergoldhähnchen soll der südlich an die CEF-Fläche für den Baumpieper 
grenzende und weniger als 1 km vom Eingriffsbereich entfernt liegende Waldbestand 
auf einen Überschirmungsgrad von 75% bis 80% des aktuellen Überschirmungsgrades 
aufgelichtet werden (zur Förderung großkroniger Nadelbäume und Verbesserung der 
allgemeinen Nahrungsverfügbarkeit).  
 

 Der Erfolg der Maßnahme muss vor der Rodung von Rütte II und im Rahmen 
eines Monitorings in Abstimmung mit der UNB überprüft werden 

 
Sperlingskauz (Glaucidium passerinum) Fledermäuse und weitere 
höhlenbrütende Vogelarten 
 
Waldorte:                               Stadtwald Bräunlingen: 1/55 tw 
Umsetzung der Maßnahme:   Die Ausweisung von Habitatbaumgruppe im Stadtwald 
Bräunlingen, die Maßnahme ist dinglich zu sichern. Es müssen insgesamt als CEF 
Maßnahme 60 Nistkästen aufgehängt werden. 18 Vogelnistkästen und 42 
Fledermauskästen  
Als CEF-Maßnahme für den Sperlingskauz, der in diesem Waldbereich östlich der 
Bubenbacher Straße ein Revier hat, für Baumquartiere bewohnende Fledermäuse 
(z. B. Kleiner Abendsegler, Fransenfledermaus) und für weitere höhlenbrütende 
Vogelarten (Tannen- und Haubenmeise) wird eine Gruppe von 20 Bäumen – Weiß-
tannen, Fichten (u. a. 2 „Käferfichten“) und Kiefern dauerhaft aus der Nutzung 
genommen. Die Bäume verbleiben bis zu ihrem natürlichen Zerfall im Bestand.  
An diesen 20 Bäumen werden zudem 10-11 Fledermauskästen verschiedener Rund- 
und Flachkastentypen in unterschiedlichen Höhen (mindestens jedoch 3-4 m) und mit 
unterschiedlicher Exposition sowie 3-4 Vogelnistkästen mit Fluglochdurchmesser 26 
mm in 2,5-3,5 m Höhe und mit von der Wetterseite abgewandtem Einflugloch 
aufgehängt, um die Zeitspanne bis zur Entstehung natürlicher Habitatstrukturen zu 
überbrücken. 
Zu den Fledermaus- und Vogelnistkästen muss ein freier Anflug gewährleistet sein, der 
notfalls aktiv durch die Entfernung von Jungwuchs geschaffen werden muss. 
 

 Der Erfolg der Maßnahme muss vor der Rodung von Rütte II und im Rahmen 
eines Monitorings in Abstimmung mit der UNB überprüft werden (vgl. Fazit) 
 

 Monitoring: Jährliches Monitoring des Sperlingskauzes für die Dauer von 
mindestens 5 Jahren in Abstimmung mit der UNB. Fledermauskästen und 
Vogelnistkästen sind jährlich im Spätherbst oder Spätwinter zu warten, d.h. auf 
Funktionsfähigkeit zu überprüfen und zu reinigen und zwar so lange, bis 
ausreichend natürliche Quartiere entstanden sind. Kontrolle durch den 
zuständigen Revierleiter gemeinsam mit einem beauftragten Ökologen. 

 
 
Star (Sturnus vulgaris), häufige Frei- und Bodenbrüter, Fledermäuse. 
 
Waldort:                                 Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald): 3/4 t6 
Umsetzung der Maßnahme:   Die Kästen sollten zeitnah nach der Lieferung aufgehängt 
werden 
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Als Ausgleich für den durch den Eingriff verlorengehenden Brutplatz des Stars werden 
3 Nistkästen (Starenhöhlen „3SV“ der Firma Schwegler) in einem in der Nähe 
befindlichen Waldrand in mindestens 3 m Höhe aufgehängt. 
 

 Jährliches Monitoring in Abstimmung mit der UNB. Die Fledermauskästen und 
Vogelnistkästen sind jährlich im Spätherbst oder Spätwinter zu warten, d.h. auf 
Funktionsfähigkeit zu überprüfen und zu reinigen. Dabei wird die Belegung der 
Kästen anhand von Kot, Nestern etc. dokumentiert. 

 
Durch das GE Rütte II gehen 29 Brutplätze häufiger oder weit verbreiteter freibrütender 
Vogelarten (Amsel, Buchfink Mönchsgrasmücke) und von Bodenbrütern (Rotkehlchen, 
Zilzalp) verloren. Für den Ausgleich werden die Maßnahmen RII-14 bis 18 aus dem 
forst- und naturschutzrechtlichen Ausgleich vorgesehen. Die Maßnahmen liegen in 
einem Abstand von weniger als 1 km von der Eingriffsfläche und damit im räumlichen 
Zusammenhang mit den ursprünglichen Habitaten. 
Bäume mit Habitatstrukturen für Fledermäuse und Vögel müssen stehen bleiben. 
Jährliches Monitoring in Abstimmung mit der UNB. 
 
 
Aufwertungen für häufige Boden- und Freibrüter: 
 
Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald) 
 
Waldort/e: 3/2 t15/4 und 3/3 f15 (im Osten) ca. 1,4 ha 

3/3 t5 ca. 1,1 ha 
4/1 f14 ca. 4,2 ha und 0,5 ha 
4/2 f7/4 ca. 1,4 ha 

Waldbesitzer: Gemeinde Eisenbach (Hochschwarzwald) 
  
  
  

 

 
Vorgaben für die Umsetzung der CEF-Maßnahmen: 
 

 Die Maßnahmen müssen rechtzeitig vor dem Eingriff umgesetzt werden.  
 

 Die Maßnahmen sind von einer ökologischen Fachkraft zu begleiten und zu 
dokumentieren. Der Bericht ist der unteren Naturschutzbehörde und den 
Forstbehörden vorzulegen. Als Ergebenis des Erörterungstermins wurde 
festgehalten, dass die Rodung der Waldfläche erst freigegeben werden kann, 
wenn die Durchführung der Maßnahmen wirksam erfolgt ist, und dies von der 
UNB bestätigt wurde. 
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3.2.4 Ausgleichsmaßnahmen weitere Arten 

Es handelt sich um Maßnahmen für Arten, die nicht im Rahmen der speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung zu bearbeiten sind, sondern im Rahmen der 

Eingriffsregelung. 

Waldameise (Formica) 

Umsiedlung von Waldameisennestern. 

Von der Rodung der Waldbestände für das GE Rütte II sind 14 Nester hügelbauender 

Waldameisen (Formica lugubris, F. sanguinea). Diese sind vor der Rodung unter 

Begleitung der ökologischen Fachkraft umzusiedeln. Die neuen Standorte sind ca. 300 bis 

600 m vom Eingriffsbereich entfernt liegen.  

Trauermantel (Nymphalis antiopa) 
Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald): 4/1 f14 

Im Waldrandbereich außerhalb der geschützten Biotope sollen zur Förderung des 

besonders geschützten und in Baden-Württemberg gefährdeten Trauermantels 

breitblättrige Weidenarten wie Ohr-Weide (Salix aurita) und Sal-Weide (Salix caprea), die 

von der Art zur Eiablage bevorzugt genutzt werden, eingebracht werden. 

Waldeidechse (Zootoca vivipara) und Blindschleiche (Anguis fragilis) 

Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald): 3/4 t6 

An einem 100 bis 200 m östlich des Eingriffsbereiches liegenden, südexponierten Waldrand 

werden als Ausgleich für vom Eingriff betroffene besonders geschützte Reptilienarten 2 

Steinriegel (Bauweise wie bei „Rütte“) und 2 Reisig-/Totholzhaufen von 1,5 bis 2 m³ Größe 

angelegt. 

Grasfrosch (Rana temporaria) und Bergmolch (Ichthyosaura alpestris) 

Rückhaltebecken GE Rütte und GE Rütte II 

Anlage periodisch wasserführender Kleingewässer in den Rückhaltebecken. Durch die 

Anlage der Becken steht auch lehmiges Material für den Nestbau der Mehlschwalben zur 

Verfügung. 

Auerhuhn (Tetrao Urogallus) 

Zur Minderung des Eingriffs in das potentielle Siedlungsgebiet für das Auerwild werden 

umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen auf ca. 26 ha vorgesehen – diese Maßnahmen dienen 

auch dem natur- artenschutz- und forstrechtlichen Ausgleich (vgl. Kapitel 3.2.4) 
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3.2.5 Forstrechtlicher Ausgleich  

Bei der Betrachtung der erforderlichen Waldumwandlung für das Gewerbegebiet Rütte II 

muss auch das bereits umgewandelte Gewerbegebiet Rütte betrachtet werden: 

Gewerbegebiet Rütte 

Die Waldbestände im Bereich GE Rütte sind umgewandelt (Umwandlungsgenehmigung der 

KFD vom 26.01.2010 und vom 27.06.2010). Der Ausgleich erfolgt gemäß § 9 Abs. 3 LWaldG 

über Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen – Aufwertungsmaßnahmen für das Auerwild. Der 

Vollzug der Maßnahmen wird laufend dokumentiert. Die noch fehlenden 

Ausgleichsmaßnahmen Nr. 2, 4, 5 und 9 (vgl. S. 21 UVP Bericht) werden bis Ende Juli 2020 

umgesetzt. Verzögerungen sind u.a. auf die fachliche Prüfung der Maßnahmen und die 

Klärung der geeigneten Vorgehensweise zurückzuführen. 

Gewerbegebiet Rütte II  

Zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit der Waldumwandlung im Gewerbegebiet Rütte 

II muss bereits im Rahmen der Bauleitplanung und mit der Waldumwandlungserklärung 

geprüft werden, ob die Umwandlungsgenehmigung nach § 9 LWaldG zulässig ist.  

Um die Zulässigkeit prüfen zu können, muss bereits im Rahmen dieser Prüfphase ein 

Ausgleichskonzept vorliegen. 

Da die Gemarkung mit 65,9 % überdurchschnittlich bewaldet ist, wird der Ausgleich nicht 

über Ersatzaufforstungen, sondern über Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen erbracht. 

Der durch die Rodung GE Rütte II erforderliche Ausgleich wurde auf Basis der folgenden 

Vorgaben hergeleitet: 

Informationen, Hinweise und Anregungen zum Themenkomplex: „Forstrechtlicher Ausgleich 

bei Waldumwandlungen nach §§ 9 -11 LWaldG“ (ForstBW 2012).  

Die Eingriffsbewertung erfolgt in Abstimmung mit der KFD nach Fläche und Faktoren. Dabei 

geht je nach Bestandestyp und Alter ein Ausgleichsfaktor in die Bewertung mit ein 

(FORSTBW 2012; Anlage 1). Auch die Ausgleichsmaßnahmen (Schutz- und 

Gestaltungsmaßnahmen) werden mit einem Faktor bewertet.  

Die geplante Waldumwandlung von 5,5 ha führt unter Anwendung der Vorgaben der KFD 

(RP FREIBURG 2012) zu einer auszugleichenden Fläche von 7,74 ha. 
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Eingriffsbewertung-Waldbeschreibung: 

Waldort 3/3 fV:  Fichten-Kiefern-Altholz, locker, Naturverjüngungsvorrat von Fichte auf 30%, 

Vorbau von Tanne auf 50% und Buche auf 20%, Waldentwicklungstyp (WET) Fichte-stabil, 

Baumartenanteile: Fichte 75%, Kiefer 25%. 

Im Westen Schlagflur.  

Waldort 3/3 t5: Kiefern-Fichten-Tannen-Baumholz, geschlossen bis locker, Kiefer und Tanne 

in Einzelmischung. Kiefern-Überhälter an mehreren Orten. Ästung auf 1. Stufe (bis 5 m) von 

Kiefer auf 100% der Fläche, von Tanne auf 100% der Fläche und von Fichte auf 100% der 

Fläche, Tanne aus Vorbau entstanden. WET Tanne. Baumartenanteile: Fichte 70%, Kiefer 

20%, Tanne 10%. Alter 35 bis 62 / 48. 

Waldort Name Fläche m² Faktor Ausgleichsbedarf 
m² 

3/3 f V Nadelbaumbestand 1 171 1,5 1 757 

3/3 Schlagflur 2 335 1,0 2 335 

3/3 f V Nadelbaumbestand 35 659 1,5 53 489 

3/3 t 5 Fichtenbestand 15 888 1,25 19 860 

Summe    77 440 

 

Forstlicher Ausgleich: 

Die Herleitung und die Durchführung des forst- und naturschutzrechtlichen Ausgleichs wurde 

ausführlich in der Anlage 1 zum UVP Bericht Rütte II beschrieben.  

Aufwertungsmaßnahmen für die Gewerbegebietserweiterung betreffen vor allem 

Maßnahmen zur Verbesserung des Lebensraumes für das Auerhuhn. Die vorgestellten 

Maßnahmen wurden vom Kreisforstamt Breisgau-Hochschwarzwald/Außenstelle Titisee-

Neustadt vorgeschlagen und mit dem Waldbesitzer, der unteren Naturschutzbehörde 

Breisgau-Hochschwarzwald und der Körperschaftsforstdirektion abgestimmt.  

Die im Ausgleichskonzept Rütte II vorgeschlagenen Flächen liegen in der Prioritätsstufe 3 

oder außerhalb. Die Flächen konnten nach Prüfung durch die FVA für die 

Ausgleichskonzeption herangezogen werden. Die bei den gemeinsamen Begängen 

gewonnenen Eindrücke wurden bei der Bewertung berücksichtigt.  

Maßnahmen für den artenschutzrechtlichen Ausgleich, die auch für den Ausgleich für das 

Schutzgut Biotope herangezogen werden, wurden 2019 durch das Büro für 

Landschaftsökologie Laufer, Offenburg, kartiert (Maßnahmen RII-19 bis RII-21). 

Bei der Planung der Maßnahmen wurde auf eine klare Trennung der Ausgleichsmaßnahmen 

für das GE Rütte II von Maßnahmen des GE Rütte geachtet (keine Ausgleichsmaßnahmen 

auf gleicher Fläche). 
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Lage der Ausgleichsflächen Rütte und Rütte II 

 

Die Umsetzung der Maßnahmen (Erster Durchgang) soll innerhalb von zwei bis drei Jahren, 

erfolgen. Die Flächen sind dauerhaft zu pflegen. 

Die Ausgleichsmaßnahmen RII-14 bis RII-21 dienen gleichzeitig dem artenschutzrechtlichen 

Ausgleich und müssen deshalb bereits im kommenden Jahr ihre Funktion als Lebensraum 

für die Artengruppen der Vögel und Fledermäuse erfüllen.  

Bei der Umsetzung der Maßnahme RII-20 ist ein differenziertes Vorgehen erforderlich. Der 

nördliche Teil kann in einem Zug umgesetzt werden, bei den südlichen Waldbeständen sind 

aus Stabilitätsgründen mehrmalige Eingriffe erforderlich. 

Die Maßnahme RII-20 dient ebenso wie die Maßnahme RII-22 auch dem Schutzgut 

Erholung.   

Die Gegenüberstellung von auszugleichender Fläche und Maßnahmenfläche zeigt, dass der 

Ausgleich bei Umsetzung aller Maßnahmen erreicht werden kann. 

 

 



- 33 - 

 

 

 

1) Nach den Vorgaben der KFD (RP FREIBURG 2012) ist bei Schaffung und Aufwertung von Habitatstrukturen im Rahmen 

des Aktionsplans Auerhuhn ein Faktor von 0,3 zu berücksichtigen. 

2) Die Umwandlungsfläche beträgt rd. 5,5 ha. Unter Berücksichtigung von Ausgleichsfaktoren (RP FREIBURG 2012) sind 

damit 7,74 ha Waldfläche auszugleichen. 

 

Der forstrechtliche Ausgleich beansprucht bzgl. der Fläche rd. 78% der insgesamt zur 

Verfügung stehenden Ausgleichsmaßnahmen. Es erfolgt ein multifunktionaler Ausgleich, da 

die Maßnahmen gleichzeitig dem natur- und artenschutzrechtlichen Ausgleichsbedarf 

dienen.  

Weitere vorgesehene Ausgleichsmaßnahmen im Wald sollen als naturschutzrechtlichen 

Ausgleich für den Verlust des Bodens im Rahmen der Bauleitplanung festgesetzt werden 

(vgl. Übersicht im UVP-Bericht). 

 

 

Auszugleichende 
Fläche (mit 

Ausgleichsfaktor) 2) 

Erforderliche 
Aufwertungsfläche 
(siehe Faktor 0,3)1) 

7,74 ha 25,8 ha 



Tabelle Übersicht der forstlichen und naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen für den Ausgleichsbedarf bis zur Rodung 

           Maßnahmen die gleichzeitig für CEF Maßnahmen erforderlich werden 

 

Nr. Waldort Zu 
schaffende 
Maßnahmen 

Ausgleich 
forstrechtlich 

Ausgleich 
naturschutzrechtlich bis 

zur Rodungsfläche 

Artenschutz 
(CEF) 

Schutzgut 
Erholung 

Forstrechtl. Ausgleich 
Arbeitsfläche in m2 

RII-1_1 2/0 o8 Freiflächen, 
Lücken, 
lichte 
Struktur 

forstrechtlich       43.405 

RII-1_2 2/0 o8 Freiflächen, 
Lücken, 
lichte 
Struktur 

forstrechtlich       49.997 

RII-4 1/1 f7 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich       7.161 

RII-5 1/1 f7 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich       20.361 

RII-6 1/1 f7 Freiflächen, 
Lücken 

forstrechtlich Naturschutzrechtlich     7.739 

RII-7 1/2 t17/3 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich Naturschutzrechtlich     5.810 

RII-8 1/2 t17/3 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich       5.882 

RII-9 1/2 t17/3 Freiflächen, 
Lücken 

forstrechtlich       1.979 
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RII-14 3/2 t15/4 

3/3 f15 
Freiflächen, 
Lücken 

forstrechtlich Naturschutzrechtlich Frei- und 
Bodenbrüter 

  14.625 

RII-15 3/3 t5 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich   Frei- und 
Bodenbrüter 

  11.268 

RII-16 4/1 f14 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich Naturschutzrechtlich Frei- und 
Bodenbrüter 

  42.882 

RII-17 4/1 f14 Lichte 
Strukturen 

forstrechtlich   Frei- und 
Bodenbrüter 

  5.727 

RII-18 4/2 f7/4 Freiflächen, 
Lücken 

forstrechtlich Naturschutzrechtlich Frei- und 
Bodenbrüter 

  14.307 

RII-19 4/1 f14 Lücken forstrechtlich   Sommer- und 
Wintergoldhä

hnchen 

  14.652 

RII-20_1 4/1 f14 Lücken forstrechtlich   Baumpieper Erholung 7.602 

RII-20_2 4/1 f14 Waldrand     Baumpieper Erholung - 

RII-21 3/3 f15 Lücken forstrechtlich 
 

Fledermäuse   6.102 

RII-22 3/3 fv 
3/3 t5 

Niedrigwald     
 

Erholung - 

Summe 
 

  
 

      259.499 
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Tabelle: Übersicht Sonstige Maßnahmen Artenschutz  

Arten Maßnahme Waldort 

Sperlingskauz  
(Höhlenbrüter und Fledermäuse) 

Habitatbaumgruppe Stadtwald Bräunlingen 
1/55 tw 

Star Montage von Nistkästen 3/4 t6 

Waldameise Umsiedlung von 14 
Waldameisennestern 

3/1  f9, f11,  
3/2 f13, f15 

Trauermantel Pflanzung breitblättriger 
Weidenarten 

4/1 f14 

Waldeidechse Blindschleiche 2 Steinriegel, 2 Totholzhaufen 3/4 t6 

Grasfrosch Bergmolch Periodisch wasserführende 
Kleingewässer 

Rückhaltebecken GE Rütte und GE Rütte II 

Grünes Koboldmoos Umsiedlung besiedelter 
Totholzstücke 

3/4 t6 

 

 

 

 

 

 



Für den forstrechtlichen Ausgleich stehen somit 25,9 ha Waldfläche im Gemeindewald 

unmittelbar als forstrechtlicher Ausgleich zur Verfügung. 

 

3.3 Schriftliche Stellungnahme der Träger öffentlicher 
Belange (§ 17 UVPG)  

 

Nachfolgend aufgelistete schriftliche Stellungnahmen sind fristgemäß im Vorfeld zum 

Erörterungstermin bei der Körperschaftsforstdirektion eingegangen. Die eingegangenen 

Stellungnahmen sowie die vorgesehene Behandlung der Einwendungen wurden im Rahmen 

des Erörterungstermins am 05.12.2019 mit den anwesenden Trägern öffentlicher Belange 

besprochen. 

Behörden ohne Bedenken und Anregungen zum Vorhaben: 

Landesamt für Denkmalpflege – SN vom 27.08.2019 

Gemeindeverwaltungsverband Donaueschingen – SN vom 10.09.2019 

Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg – SN vom 12.09.2019 

Landratsamt Schwarzwald Baar Kreis – Landwirtschaftsamt – SN vom 17.09.2019 

Landratsamt Breisgau Hochschwarzwald – Wasser und Bodenschutz SN vom 10.10.2019 

Regionalverband Südlicher Oberrhein – SN vom 20.09.2019 

Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald- SN vom 12.09.2019 

RP Freiburg Referat 21 Raumordnung – SN vom 15.10.2019 – Bestätigung des 
Flächenbedarfs 

 

Behörden mit Bedenken und Anregungen zum Vorhaben: 
Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Landwirtschaftsamt 23.09.2019 mit Ergänzung 
vom 22.10.2019  

Stadt Bräunlingen – 11.10.2019 mit Ergänzung vom 07.11.2019 

Landratsamt Schwarzwald Baar Kreis – Untere Forstbehörde 12.11.2019 

RP Freiburg Referat 55 – Höhere Naturschutzbehörde     14.10.2019 

LNV Baden-Württemberg e.V.  im Auftrag und für LNV Baden-Württemberg und zugleich 
auch im Namen von NABU, Schwarzwaldverein, Naturfreunde    und   LJV  16.10.2019 

Landratsamt Schwarzwald Baar Kreis – Untere Naturschutzbehörde 15.11.2019 

Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Untere Naturschutzbehörde 15.11.2019 

Fachliche Einschätzung der FVA – 14.11.2019 bzgl. Auerwild 

Weitere am Verfahren beteiligte Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme 

vorgebracht, ebenfalls gingen keine Einwände aus der Öffentlichkeit ein. 

Nachfolgend sind die Stellungnahmen und die Abwägungsergebnisse aufgeführt: 



 

Stellungnahmen und Anmerkungen 
Rütte II - Waldumwandlung 
 

Stand 10.12.2019 

Stellungnahme / Einwendung Ergebnis 
Landesamt für Denkmalpflege – 27.08.2019 
Keine Bedenken (vgl. SN vom 19.05.2017) 
 

 
Kenntnisnahme. 

Gemeindeverwaltungsverband Donaueschingen – 10.09.2019  
Aus Sicht des GVV Donaueschingen bestehen keine Bedenken gegen die dauerhafte 
Waldumwandlung. 

 
Kenntnisnahme. 
 
  

Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg – 12.09.2019 
In der Raumnutzungskarte des RV S-B-H ist der an das Vorhabengebiet angrenzende 
Bereiche als „sonstige Waldfläche“ dargestellt, ein „Schutzbedürftiger Bereich für 
Naturschutz und Landschaftspflege“ (Ziele der Raumordnung) liegt nördlich, rund 1 km 
entfernt. Es werden zum Vorhaben und UVP keine Anregungen oder Bedenken 
vorgetragen. 
 

 
Kenntnisnahme 

Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis – Landwirtschaftsamt – 17.09.2019 
Nach Durchsicht der Unterlagen sind landwirtschaftliche Flächen im Landkreis 
Schwarzwald-Baar von der Erweiterung des Gewerbegebiets „Rütte“ um das 
Gewerbegebiet Rütte II nicht berührt. 
Aus den Unterlagen konnte weiter entnommen werden, dass auch keine 
landwirtschaftlichen Flächen als Ausgleichsmaßnahmen für Wald- und Artenschutz in 
Anspruch genommen werden.  
Landwirtschaftliche Belange sind im SBK daher nicht berührt. 
 

Kenntnisnahme 

  



- 39 - 

RP Freiburg Referat 21 Raumordnung   - 15.10.2019 
Zu den Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung, die wegen der von der 
Verwaltungsgemeinschaft Titisee-Neustadt/Eisenbach beabsichtigten 12. Änderung des 
Flächennutzungsplans und der von der Gemeinde Eisenbach beabsichtigten 
Erweiterung des Gewerbegebiets „Rütte“ im Rahmen des Waldumwandlungsverfahrens 
durchzuführen ist, ist aus Sicht der Raumordnung nichts zu bemerken. In den bereits 
eingeleiteten Bauleitplanverfahren konnte festgestellt werden, dass ein entsprechender 
Bedarf an Gewerbeflächen anzuerkennen ist.  
 

Kenntnisnahme 

Landratsamt Breisgau Hochschwarzwald – Wasser- und Bodenschutz 10.10.2019 
Keine Bedenken und Anregungen 
 

Kenntnisnahme 

Regionalverband Südlicher Oberrhein – 20.09.2019 
Aus regionalplanerischer Sicht gibt es keine Einwände 
 

Kenntnisnahme 

Landratsamt Breisgau Hochschwarzwald – Untere Forstbehörde 12.09.2019 
Die Untere Forstbehörde hat keine Einwände hinsichtlich der 
Waldumwandlungserklärung. Sie stimmt den im UVP Bericht zur Erweiterung des 
Gewerbegebiets Rütte festgelegten Ausführungen und Ausgleichsmaßnahmen zu und 
erachtet diese als sinnvoll. 
 

Kenntnisnahme 

Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Landwirtschaftsamt 23.09.2019 
Im o.g. Verfahren sind landwirtschaftliche Belange durch die Ausgleichsmaßnahme 
Rütte II betroffen.  

 
Bereits im Rahmen der Beteiligung zum Bebauungsplan Rütte II und zum Scoping im 

o.g. Verfahren haben wir darauf hingewiesen, dass der FB 580 als zuständige 

Fachbehörde frühzeitig, d. h. bereits bei der Flächenauswahl zu beteiligen ist, falls 

landwirtschaftliche Flächen betroffen sind (§15 Abs.6 NatSchG). Leider hat eine solche 

frühe Einbindung nicht stattgefunden, so dass wir erst jetzt Stellung nehmen können. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme wurde vom 
Vorhabensträger und dem Büro Ö:konzept 
nachgeholt 
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Etwa die Hälfte der Fläche (Flst. 94/3 und westlicher Bereich von Flst. 95/60) wird 

landwirtschaftlich von einem Mutterkuhhalter als Wiese bewirtschaftet. Im Rahmen der 

landwirtschaftlichen Förderung erhält er dafür neben den sogenannten 

Direktzahlungen auch Fördermittel aus dem Agrarumweltprogramm FAKT und ist 

dafür eine mehrjährige Verpflichtung eingegangen. Wird auf der Fläche eine 

Ausgleichsmaßnahme festgesetzt, dürfen Mittel aus Agrarumweltprogrammen wie 

FAKT oder der Landschaftspflegerichtlinie nicht mehr beantragt werden. Gerne stehen 

wir zu den förderrechtlichen Fragen als Ansprechpartner zur Verfügung. 

 
 

 
 
 
Vgl. Ergänzung zur Stellungnahme (s.u.) 

Der aktuelle Bewirtschafter ist Mutterkuhhalter (Vorderwälder) und nutzt die Fläche als 

Wiese (Schnittnutzung). Schafe sind unserer Kenntnis nach im Betrieb nicht vorhanden. 

Wir gehen davon aus, dass für die Fläche ein Pachtverhältnis besteht, das zu beachten 

ist. 

Wir bitten daher dringend mit dem Bewirtschafter abzustimmen, ob eine 

Weidenutzung für ihn grundsätzlich möglich ist und zu prüfen, ob die Maßnahme 

auch mit Mutterkühen bzw. Jungvieh umgesetzt werden kann. 

 

Aus agrarstruktureller Sicht kann die Maßnahme aufgrund der genannten Verhältnisse 

nur bedingt mitgetragen werden. Soll an ihr festgehalten werden, besteht vorab 

unbedingt weiterer Abstimmungsbedarf mit dem FB 580. 

Jeder künftige Bewirtschafter der Fläche ist vom Vorhabenträger darauf hinzuweisen, 

dass künftig keine Fördermittel aus Agrarumweltprogrammen wie FAKT oder der 

Landschaftspflegerichtlinie für die Fläche beantragt werden dürfen. Diese Förderung 

honoriert Leistungen im Interesse der Umwelt und der Allgemeinheit, die die Landwirte 

erbringen. Die zukünftig fehlende Förderung sollte daher bei der Kalkulation der 

Maßnahme entsprechend berücksichtigt werden. 

Kenntnisnahme 
Vgl. Ergänzung zur Stellungnahme (s.u.) 
 
 
 
 
 
 
Vgl. Ergänzung zur Stellungnahme (s.u.) 
 
 
 
 
 
Abstimmung mit FB 580 ist erfolgt vgl. 
Ergänzung zur Stellungnahme (s.u.) 
 
 
Wurde in der Ergänzung am 28.11.2019 
modifiziert 
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Hinweis: Der Biotopbereich sich gemäß der aktuellen Biotopkartierung von 2017 auf 

den gesamten bewirtschafteten Teil von Flst. 95/60 erstreckt. In den Unterlagen ist der 

alte Stand von 1996 (Biotop nur im südlichen Bereich) vermerkt. 

 

Wurde geändert – Fa. Ö:konzept stellte dies 
beim Erörterungstermin am 05.12.2019 vor. 
Ausgleichsplanungen berücksichtigen die 
Biotope 

22.10.2019 

Ergänzung unserer (FB LaWi Lkr BHS) Stellungnahme zum Verfahren Dauerhafte 

Waldumwandlung nach §10 i.V.m. §9 des LWaldG - UVP im Rahmen der Bauleitplanung 

für das Gewerbegebiet "Rütte II" Gem. Oberbränd 

Nach Ihrer Information und der Rückmeldung durch die Gemeinde Eisenbach besteht auf den 

von der Maßnahme RII-20 betroffenen landwirtschaftlich genutzten Bereichen der Flurstücke 

Flst. 94/3 und Flst. 95/60 kein Pachtvertrag mit dem derzeitigen Bewirtschafter.  

Vor diesem Hintergrund ist aus agrarstruktureller Sicht bei der Planung der Maßnahme 

folgendes zu berücksichtigen. 

1. Die Maßnahme sollte so angelegt werden, dass die beweidete Fläche noch den Status 

einer landwirtschaftlichen Nutzfläche behält. 

2. Wir empfehlen, die Pflege durch einen landwirtschaftlichen Betrieb durchführen zu 

lassen, damit die Fläche nicht aus der Nutzung genommen wird (§15 Abs.3 BNatSchG). 

3. Ist in verhältnismäßiger Entfernung kein Betrieb mit Schafhaltung ansässig, der die 

Bewirtschaftung übernehmen kann, wäre zu prüfen, inwieweit die Maßnahme auch durch 

Beweidung mit Rindern (Mutterkühe oder Jungvieh) umgesetzt werden kann.  

4. Jeder künftige Bewirtschafter der Fläche ist vom Vorhabenträger darauf hinzuweisen, 

dass künftig keine Fördermittel aus Agrarumweltprogrammen wie FAKT oder der 

Landschaftspflegerichtlinie für die Fläche beantragt werden dürfen. Diese Förderung 

honoriert Leistungen im Interesse der Umwelt und der Allgemeinheit, die die Landwirte 

erbringen. Die zukünftig fehlende Förderung sollte daher bei der Kalkulation der 

Maßnahme entsprechend berücksichtigt werden.  

 

 

 
 
 
 
 
Laut Gemeinde Eisenbach besteht kein 
Pachtvertrag 
 
 
Vorstellung des daraufhin angepassten 
Konzepts durch Bittlingmaier/Jansen beim 
Erörterungstermin am 05.12.2019 
(vgl. Anlage) 
 
1.In Teilbereichen ist dies möglich 
 
2. und 3. Kenntnisnahme. In Abstimmung 
mit der UNB wurde der Ausgleich etwas 
modifiziert.  
 
4. Vorhabensträger sichert dies zu 
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Stadt Bräunlingen – 11.10.2019 

Der verbleibende Waldstreifen im Nordwesten des Gewerbegebiet 
Rütte II muss zwingend erhalten bleiben. Die geplante niederwaldartige 
Bewirtschaftung darf nicht auf der gesamten Waldfläche durchgeführt 
werden. Ein Streifen von einer Baumlänge (ca. 30 m Tiefe) zur 
Gemarkungsgrenze soll weiterhin als Dauerwald bewirtschaftet 
werden, 
d.h. die momentan dort stockenden Althölzer (Fichte, Tanne, Kiefer) müssen an 
der Gemarkungsgrenze erhalten bleiben. 

Ergänzung vom 07.11.2019:  

Aus Sicht des Forstbetriebs der Stadt Bräunlingen stimmen wir der 
Unterschreitung des Waldstreifens zwischen dem Gewerbegebiet Rütte 
II und der Gemarkung Bräunlingen von 60 auf 50 m zu. Weiterhin 
fordern wir daß auf einer Tiefe von mind. 20 m das Altholz auf 
Gemarkung Oberbränd an der Grenze zu Bräunlingen erhalten bleibt. 

     
 

 
 
Kenntnisnahme  
Nach § 27 LWaldG hat der Waldbesitzer bei 
der Bewirtschaftung seines Waldes auf die 
Bewirtschaftung benachbarter Grundstücke 
Rücksicht zu nehmen, soweit dies im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft ohne unbillige Härten 
möglich ist. In der Nähe der Grenzen haben 
die Waldbesitzer ihre forstbetrieblichen 
Maßnahmen aufeinander abzustimmen und 
die räumliche Ordnung zu sichern. 
 
Bis die Stabilisierung des angrenzenden 
Stadtwalds Bräunlingen erreicht wurde, ist 
der Altholzstreifen von 20 m zu erhalten. 
Der Vorhabensträger sichert dies zu. 

Der im Osten angrenzende gesperrte Forstweg (Oberbränder Kirchweg) 
der durch den Stadtwald Bräunlingen führt, darf während der 
Baumaßnahmen und auch danach nicht durch den Baustellenverkehr 
genutzt werden. 

 

Kenntnisnahme 
Nicht Bestandteil der forstlichen UVP, 
Bestandteil des BBPL-Verfahrens 
Vorhabensträger sichert dies zu 

Der geplanten Ausgleichsmaßnahme, Ausweisung von 20 
Habitatbäumen im angrenzenden Stadtwald Bräunlingen, Abt./55, wird 
zugestimmt gemäß der Vereinbarung zwischen der Gemeinde 
Eisenbach und der Stadt Bräunlingen. 

Kenntnisnahme 
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Landratsamt Schwarzwald Baar Kreis – Untere Forstbehörde 12.11.2019 

die Flächen der Waldumwandlung befinden sich ausschließlich im Kreisgebiet Breisgau - 
Hochschwarzwald.  
 
Die untere Forstbehörde des Schwarzwald-Baar-Kreis hat folgende Anmerkungen zur 
geplanten dauerhaften Waldumwandlung auf Gemarkung Oberbränd: 
 

1. Die Ausgleichmaßnahme für den Sperlingskauz wird im angrenzenden Stadtwald 
Bräunlingen durchgeführt. Hierbei handelt es sich um die Ausweisung von 20 
Habitatbäumen, die bis zum natürlichen Zerfall auf der Fläche verbleiben sollen. 
Grundlage hierfür ist die zwischen der Stadt Bräunlingen und der Gemeinde 
Eisenbach getroffene Vereinbarung, die alle Einzelheiten regelt. Forstrechtlich und 
forstfachlich haben wir keine Bedenken.  

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 

2. Durch die Rodung der Waldflächen in direkter Nähe zum Stadtwald Bräunlingen 
entsteht eine erhöhte Sturmwurfgefahr. Um diese Gefahr zu reduzieren ist der 
angrenzende Waldtrauf so zu gestalten, dass an der Grenze zum Stadtwald 
Bräunlingen ein 20m breiter Streifen Altholz stehen bleibt, an den sich der 
niederwaldartig gestaltete Waldtrauf anschließt. 

 

Kenntnisnahme vgl. SN der Stadt 
Bräunlingen und dortige Ausführungen 

3. Östlich der Maßnahmenfläche verläuft ein für den öffentlichen Verkehr gesperrter 
Forstweg. Dieser darf durch die Arbeiten nicht beeinträchtigt werden und dient 
ausschließlich dem Forstbetrieb.  

 
 

Kenntnisnahme ist nicht Gegenstand der 
forstlichen UVP 

 
RP Freiburg Referat 55 – Höhere Naturschutzbehörde     14.10.2019 
Die naturschutzfachliche und rechtliche Zuständigkeit liegt in diesem Verfahren bei der 
unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Breisgau Hochschwarzwald. Die 
notwendigen Umsiedlungsmaßnahmen erfolgen in fachlicher Abstimmung mit unserem 
Referat 56. Belange in der Zuständigkeit der höheren Naturschutzbehörde sind nicht 
tangiert, daher geben wir keine Stellungnahme ab. 
 

 
 
Kenntnisnahme. Der Vorhabensträger 
bestätigt, dass die fachliche Abstimmung mit 
Referat 56 RP Freiburg für die 
Umsiedlungsmaßnahmen vorgenommen 
wird- die ökologische Baubegleitung wurde 
damit beauftragt. 
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LNV Baden-Württemberg e.V.    16.10.2019 
Der LNV Arbeitskreis Hochschwarzwald dankt für die Möglichkeit Stellungnahme. Sie 
erfolgt im Auftrag und für LNV Baden-Württemberg und zugleich auch im Namen von 
NABU, Schwarzwaldverein, Naturfreunde    und   LJV. Wir bitten um Weiterleitung an 
den Gemeinderat. 
 
 

 
Kenntnisnahme 
Weiterleitung an BM ist erfolgt 
 

 

Für eine dauerhafte Waldumwandlung nach §10 i.V.m. § 9 des  LWaldG stimmen wir mit 
folgenden durchzuführenden Maßnahmen zu: 

Für die gesamte Rodungszeit und auch die nachfolgenden begleitenden Ausgleichs- 
maßnahmen muss ein biologischer  Baubegleiter  bestellt  werden. 
 

 
Vorhabensträger: Zusicherung: ein 
ökologischer Baubegleiter wird für die 
Rodung und die Durchführung der 
Ausgleichsmaßnahmen bestellt. Benennung 
ist lt. BM bereits erfolgt.  
Festlegung erfolgt in der WUE 
 
 

 
Die im Umweltbericht beschriebenen Zeitpläne für die Rodungen und sämtliche 
Ausgleichsmaßnahmen müssen 100 % und im vorgeschriebenen Zeitraum umgesetzt 
und auch kontrolliert werden. 
 

Kenntnisnahme  
Dies ist Bestandteil der auf die 
Waldumwandlungserklärung folgende 
Waldumwandlungsgenehmigung. Ein 
laufender Nachweis ist vorzulegen.  
Nach Bedarf finden Ortsbegänge statt. 
Beauftragung eines ökologischen 
Baubegleiters. Die geringfügige Modifikation 
für den Baumpieper und die Änderungen im 
Rahmen der Ameisenumsiedlung wurden 
von der UNB als fachlich sinnvoll und 
notwendig erachtet. 
 

Es soll ein öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen Naturschutzbehörde und 

dem Bauträger mit Namen Gemeinde Eisenbach geschlossen werden. 

Darin enthalten sollen bindend sowohl Maßnahmen, Zeitraum und Termine 

enthalten sein. 

 

Nach telefonischer Rücksprache am 
28.10.2019 wurde konkretisiert, dass die 
naturschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen in einem öffentlich- 
rechtlichen Vertrag mit der Gemeinde 
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Eisenbach im Rahmen des BBPL gesichert 
werden sollen. Dies wurde von der 
Gemeinde Eisenbach (H.) zugesichert – 
Bestandteil der WUE.  

 
 
Landratsamt Schwarzwald Baar Kreis – Untere Naturschutzbehörde 15.11.2019 

 

Nach eingehender Prüfung der Planunterlagen und des UVP-Berichts, inclusive  

Artenschutzgutachten,  Natura  2000-Vorprüfung und  Eingriffsbewertung sowie der 

forst- und naturschutzrechtlichen Ausgleichskonzeption, bestehen von unserer Seite 

hinsichtlich der dauerhaften Waldumwandlung keine Einwände. 

 
Im Rahmen der Natura 2000-Vorprüfung wurde die Verträglichkeit des Vorhabens mit 

den Schutz- und Erhaltungszielen des Vogelschutzgebietes ,,Mittlerer  Schwarzwald"  

(7915-441) geprüft. 

Der Gutachter kam zum Ergebnis, dass das Vorhaben zu keinen erheblichen 

Beeinträchtigungen von Schutzgebiet und Arten des Vogelschutzgebietes führen wird 

und somit die Schutz- und Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebietes nicht erheblich  

beeinträchtigt werden. Dieser Einschätzung  schließen  wir  uns an.  

Die im Artenschutzgutachten und der Anlage 1 zum UVP-Bericht Rütte II 

dargestellten forst- und natur schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sind nach 

unserer Auffassung naturschutzfachlich sehr gut geeignet, um den Lebensraum für 

das Auer huhn und für weitere wildlebende Vogelarten sowie für die im Gebiet fest 

gestellten  FFH-IV-Arten  (z.B.: Fledermäuse) zu erhalten und zu entwickeln 

 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Untere Naturschutzbehörde 15.11.2019 
 

die Gemeinde Eisenbach beabsichtigt, im Rahmen der 12. Änderung des 

Flächennutzungsplans der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Titisee-

Neustadt/Eisenbach und zur Aufstellung des Bebauungsplans „Rütte II“, das 

Gewerbegebiet „Rütte“ um ca 5,5 ha auf dem Flst. Nr. 143/4, Gemarkung Oberbränd, 

zu erweitern. 

 

Es handelt sich dabei gemäß § 11 Abs. 1 i.V.m. § 6 UVPG und Nr. 17.2.1 der Anlage 1 

um kumulierende Vorhaben, für die eine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist 

ein unselbstständiger Teil des Waldumwandlungsverfahrens nach § 10 LWaldG. Die 

vorliegende UVP bezieht sich auf den Verlust der Schutz- und Erholungsfunktionen des 

Waldes bis hin zur Rodungsfläche. Umweltauswirkungen des geplanten 

Gewerbegebiets werden im Umweltbericht im Zuge der Bebauungsplanung 

abgearbeitet und nicht in der vorliegenden UVP. 

 

 

 
 
Kenntnisnahme 

Scoping 

Im Rahmen des Scoping wurde der erforderliche Untersuchungsumfang u.a. mit der 

unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und festgesetzt. Die Untersuchungen und 

Prüfungen wurden im Rahmen der Erstellung der UVP gemäß den festgesetzten 

Vorgaben durchgeführt. 

 

 

 
Kenntnisnahme 

Besonderer Artenschutz 

Der besondere Artenschutz des § 44 BNatSchG wurde im Rahmen gesonderter 

Gutachten bearbeitet. Die hier relevanten zu prüfenden Artengruppen waren die Vögel, 

Reptilien und Fledermäuse (weitere Arten im Rahmen der naturschutzrechtlichen 

 
 
Kenntnisnahme 
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Eingriffsregelung). Die Ergebnisse und Anforderungen der artenschutzrechtlichen 

Erhebungen und Prüfungen (Umsetzung von Vermeidungs-/Minimierungs- und CEF-

Maßnahmen) wurden in den UVP-Bericht übernommen und dort in die Beurteilung der 

Umweltverträglichkeit des Vorhabens einbezogen.  

Die artenschutzrechtlichen Prüfungen der Sondergutachten sind aus 

naturschutzfachlicher Sicht plausibel. Bei vollständiger Beachtung und Umsetzung der in 

den Gutachten genannten Vermeidungs-/Minimierungs- und CEF-Maßnahmen ist davon 

auszugehen, dass der Artenschutz bewältigt werden kann und keine Verbotstatbestände 

auftreten.  

Die in den Gutachten und dem UVP-Bericht genannten Maßnahmen zur 

Vermeidung/Minimierung sowie Ausgleich sind von einer ökologischen Fachkraft 

anzuleiten und zu begleiten („ökologische Baubegleitung“, Aufgaben s.u.).   

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für Vermeidung, Minimierung und Ausgleich 
ist eine Ökologische Baubegleitung 
vorzusehen – Zusicherung durch den 
Vorhabensträger und Beauftragung ist 
erfolgt. Festlegung in WUE 

Natura 2000 – Verträglichkeit 

Das Vorhabengebiet grenzt teilweise unmittelbar an das Vogelschutzgebiet „Mittlerer 

Schwarzwald“ an, weshalb eine Natura 2000 – Vorprüfung durchzuführen war. Die 

Prüfung erfolgte im Rahmen der Erstellung der artenschutzrechtlichen Sondergutachten 

und kommt zu dem Ergebnis, dass erhebliche Beeinträchtigungen von Schutz- und 

Erhaltungszielen des Gebiets nicht zu erwarten sind. Das Ergebnis ist aus 

naturschutzfachlicher Sicht plausibel.  

 

 
Kenntnisnahme 
Natura 2000 Vorprüfung – keine 
Erheblichkeit  

UVP-Bericht (incl. Anlagen 1 und 2) 

Die in den UVP-Bericht übernommene und ergänzte Alternativenprüfung sowie die 

Beschreibungen und Bewertungen der jeweiligen Schutzgüter nach § 2 UVPG sind aus 

fachlicher Sicht umfassend und naturschutzfachlich plausibel, ebenso die Risikoanalyse 

der Vorhabenwirkungen sowie die Prognosen der Umweltauswirkungen. Die UVP-

Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die zu erwartenden mittleren und hohen 

Beeinträchtigungen der Schutzgüter durch die Berücksichtigung und Umsetzung von 

Vermeidungs-/Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen vermieden bzw. ausgeglichen 

werden können und somit eine Umweltverträglichkeit der Waldumwandlung gegeben ist. 

Kenntnisnahme 
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Auch diese abschließende fachliche Bewertung ist auch naturschutzfachlicher Sicht 

plausibel.  
 

Forst- und naturschutzrechtliche Ausgleichskonzeption 

Die forst- und naturschutzrechtliche Ausgleichskonzeption ist hinsichtlich der 

Maßnahmen im vorliegenden Verfahren deckungsgleich. Der naturschutzrechtliche 

Ausgleich wird auf der Grundlage der ökologischen Bewertungsvorgaben der 

Ökokontoverordnung bewertet und bilanziert – im Rahmen der UVP nur die Waldrodung 

selbst bis zum Zustand „Ruderalflur“. Die nachfolgende Nutzung mit Versiegelung etc. 

wird hier nicht bilanziert und berücksichtigt (erst im Umweltbericht des Bebauungsplans 

Rütte II). Aufwertungsmaßnahmen für die Waldrodung (und die 

Gewerbegebietserweiterung) sollen vor allem dem Auerwild zugutekommen. Grundlage 

ist der Aktionsplan Auerhuhn der FVA Freiburg. Die vorgeschlagenen Maßnahmen für die 

Waldrodung (und Gewerbegebietserweiterung) sind mit der FVA (2 Ortsbegänge), aber 

auch mit der UNB abgestimmt. Aus fachlicher Sicht sind die geplanten Maßnahmen 

sinnvoll und es ist davon auszugehen, dass die Vorhabenwirkungen gemäß den 

Vorgaben des § 14/15 BNatSchG vollständig kompensiert werden können.  

Die in der UVP genannten Maßnahmen zur Vermeidung/Minimierung sowie Ausgleich 

sind von einer ökologischen Fachkraft anzuleiten und zu begleiten („ökologische 

Baubegleitung“). Die ökologische Baubegleitung hat hierbei im Wesentlichen folgende 

Aufgaben zu übernehmen: 

 

 Vorauslaufende Prüfung und Kontrolle der Maßnahmenflächen auf Vorkommen 

geschützter und gefährdeter Arten sowie Anleitung und ggf. Umsetzung der im 

Umweltbericht und Anlagen genannten notwendigen Schutzmaßnahmen (z.B. 

Umsiedlung Grünes Koboldmoos, Umsiedlung von Waldameisen). 

 Einweisung der beteiligten Firmen und Arbeiter. 

 Beaufsichtigung der Einhaltung bzw. fachgerechten Umsetzung der erforderlichen 

in den Gutachten und dem Umweltbericht genannten Maßnahmen zur 

Vermeidung, Minimierung und Umsetzung der CEF- sowie Ausgleichsmaßnahmen. 

 
Kenntnisnahme 
Ökologische Baubegleitung ist vorzusehen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhalte der ökologischen Baubegleitung 
werden zugesichert sind Bestandteil der 
WUE 
 
Die Ausgleichsmaßnahmen für das Auerwild 
werden von einer von der FVA akzeptierten 
Fachkraft begleitet.  
 
Es wird ein Bericht über die Durchführung 
aller CEF Maßnahmen gefertigt und der 
UNB und den Forstbehörden vorgelegt. 
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 Erstellung eines Abschlussberichts über die fachgerechte Umsetzung der 

Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahme sowie der Maßnahmen des Artenschutzes 

und der Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen.  

 

Aus naturschutzfachlicher und –rechtlicher Sicht stehen dem Vorhaben keine Bedenken 

entgegen. Die naturschutzfachlichen Belange im Umweltverträglichkeitsbericht sind 

zutreffend und umfassend dargestellt. 

 

 

Rodungsfreigabe nach entsprechender 
Bestätigung durch Fachbehörde – vgl. WUE 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 

Fachliche Einschätzung der FVA – 14.11.2019 bzgl. Auerwild 
 
 

Abklärung möglicher Betroffenheit hinsichtlich des Störungspotentials für 
Auerhühner durch die geplante Waldumwandlung und der Inbetriebnahme 
der Gewerbeflächen „Rütte II“. 

Fachliche Einschätzung bezogen auf das Konzept „Maßnahmen für den forst- und 
naturschutzrecht- lichen Ausgleich GE Rütte II“ 
 

zur geplanten Waldumwandlung nach § 10 i.V.m. §9 des Landeswaldgesetzes 

(LWaldG) auf dem Flurstück 143/4 der Gemarkung Oberbränd (Gewerbegebiet 

„Rütte II“) sowie dem daraus folgenden forstrechtlichen Ausgleichskonzept für das 

Auerhuhn geben wir folgende fachliche Einschätzung ab. Wir möchten aber 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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einschränkend darauf aufmerksam machen, dass sich diese Einschätzung aus- 

schließlich auf das Konfliktpotenzial hinsichtlich Auerhuhnvorkommen 

bezieht und andere Erwägungen (sonstige naturschutzbezogene 

Einschränkungen, Landschaftsbild, raumordnerische Gesichtspunkte etc.) nicht 

mit einfließen. Die vorliegende Stellungnahme basiert auf den Grundlagen des 

Aktionsplans Auerhuhn (2008). Zudem werden das Entwicklungspotenzial und der 

Populationsaus- tausch der Auerhuhnpopulation im betreffenden Gebiet 

berücksichtigt. Grundlage für die Überprüfung der Auswirkungen des geplanten 

Gewerbegebietes ist der Aktionsplan Auerhuhn (Suchant & Braunisch, 2008). Im 

Aktionsplan werden einheitliche und wissenschaftlich fundierte Kriterien 

entwickelt, anhand derer infrastrukturelle Großprojekte bewertet und fachlich 

eingeschätzt werden können. 

Ziel des Aktionsplans ist der Erhalt einer überlebensfähigen Auerhuhnpopulation im Schwarzwald. 

Aufgrund der starken topografischen und anthropogen induzierten Fragmentierung der 

Lebensraumfläche ist der Erhalt der Population nur im Rahmen eines Metapopulationssystems möglich, 

bei der die räumlich voneinander getrennten Teilpopulationen durch Individuenaustausch miteinander in 

Beziehung stehen (Levins 1969, 1970). In einem solchen System kann ein ausreichender Genfluss 

gewährleistet und populationsdynamische Prozesse durch lokale Aussterbe- und Wiederbesiedlungs- 

prozesse aufgefangen werden. Eine Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass ausreichende, auch bisher 

unbesiedelte Lebensraumflächen zur Verfügung stehen, und dass die Landschaftsstruktur zwischen den 

Teillebensräumen einen Individuenaustausch ermöglicht Das Flächenkonzept zur Ausweisung prioritär 

schutzrelevanter Flächen im Rahmen des Aktionsplans orientiert sich daher nicht allein an den aktuell 

vom Auerhuhn dauerhaft besiedelten Flächen, sondern schließt - ausgerichtet am Flächenbedarf einer 

überlebensfähigen Population - auch Verbundbereiche mit ein. 

 

Das Flächenkonzept basiert auf drei Hauptkomponenten: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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1. Aktuelle Auerhuhnverbreitung 

2. Landschaftsökologisches Lebensraumpotential 

3. Lebensraumverbundbereiche 

Der Lebensraumverlust und die Lebensraumfragmentierung, u.a. durch 

Erschließungsmaßnahmen gelten als die Hauptgründe für einen Populationsrückgang des 

Auerhuhns im Schwarzwald. Darüber hinaus spielen Witterungseinflüsse, Fressfeinde und 

Störungen durch Freizeitaktivitäten eine Rolle. 

Erläuterung der Auerhuhnkategorien 1-4 

 

2. Erläuterung der Kategorien 

Erfolgen Planungen für Bauvorhaben auf Flächen der Auerhuhnkategorie 1, so sind hiervon Balzplät- 

ze, Brut- und Aufzuchtflächen sowie existenzielle Verbundkorridore des Auerhuhns betroffen. Es ist 

davon auszugehen, dass der Vollzug einer solchen Planung zu erheblichen Störungen des Auerhuhns 

führen  würde,  die  eine  Verschlechterung  des  Erhaltungszustands  der  lokalen  Population  nach 

§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG zur Folge hätte. Ferner kann auch eine Beeinträchtigung der Fortpflan- 

zungs- und Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG verursacht werden, wenn die Stätte 

unmittelbar betroffen ist (und beschädigt wird), oder die Stätte ihre Funktion verliert. Eine regional- oder 

bauleitplanerische Festlegung oder Darstellung, die wegen entgegenstehender artenschutz- rechtlicher 

Verbote nicht vollzugsfähig ist, wäre als rechtlich nicht „erforderliche“ Planung unwirk- sam. 

Bei Planungen auf den Flächen der Auerhuhnkategorie 1, die in europäischen Vogelschutzgebieten 

liegen, ist ferner davon auszugehen, dass Bauvorhaben zu einer erheblichen Beeinträchtigung des 

betroffenen Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand- 

teilen gemäß § 34 Abs. 2 BNatSchG führen würde. Die Erhaltungsziele der Vogelschutzgebiete wer- 

den durch die Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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europäischen Vogelschutzgebieten (VSG-VO) vom 5. Februar 2010 definiert. Wichtige Erhaltungsziele 

für Auerhuhngebiete sind unter anderem die Erhaltung der Balzplätze, von Biotopverbundkorridoren und 

von störungsfreien oder zumindest störungsarmen Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Bei den Flächen 

der Auerhuhnkategorie 1 ist danach zu differenzieren, ob die Einstufung der Fläche aufgrund ihrer 

Eigenschaft als Balz-, Brut- oder Aufzuchtgebiet oder aufgrund ihrer Eigenschaft als Korridorfläche 

zurückzuführen ist: Die flächenscharf vorliegenden Balz-, Brut- oder Aufzuchtgebiete gelten als arten- 

und gebietsschutzrechtliche Tabugebiete. 

 

Die auf den Kartengrundlagen dargestellte, flächenscharfe Abgrenzung von Korridorflächen hingegen 
kann im Einzelfall von der FVA im Gelände geprüft und gegebenenfalls in ihrem Grenzverlauf den 
topografischen, standörtlichen und waldstrukturellen Gegebenheiten angepasst werden, wenn dadurch 
eine Optimierung der Dispersionsmöglichkeiten erreicht werden kann Auerhuhnkategorie 2 

Bei Planungen für Bauvorhaben auf Flächen der Auerhuhnkategorie 2 ist aufgrund der Auerhuhnbe- 

siedelung und der wichtigen Biotopverbundbereiche davon auszugehen, dass artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände verletzt werden können und daher berücksichtigt werden müssen. Zwar kann in 

diesen Bereichen die Planung von Vorranggebieten und Konzentrationszonen erfolgen, weil die Erfül- 

lung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände im Genehmigungsverfahren insbesondere durch 

eine entsprechende Standortwahl oder Vermeidungs- oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-

Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG) vermieden werden kann. Doch muss bei der Beurtei- lung 

der aktuellen Situation geprüft werden, ob eine Gefährdung der Auerhuhnpopulation tatsäch- lich 

ausgeschlossen werden kann. 

Bei Planungen auf den Flächen der Auerhuhnkategorie 2, die in europäischen Vogelschutzgebieten 

liegen, ist ferner davon auszugehen, dass die Errichtung von Bauwerken zu einer erheblichen Beein- 

trächtigung des betroffenen Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeb- 

lichen Bestandteilen gemäß § 34 Abs. 2 BNatSchG führen kann. Hierbei sind die unter Auerhuhnkate- 

gorie 1 genannten und die weiteren Erhaltungsziele des betroffenen Vogelschutzgebiets in der Ver- 
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ordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von europäischen 

Vogelschutzgebieten   (VSG-VO)   vom   5. Februar 2010   zu   beachten.   Nach   § 7 Abs. 6 ROG   und 

§ 1a Abs. 4 BauGB ist eine Vorprüfung bzw. eine Verträglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1 
BNatSchG entsprechend der jeweiligen Verfahrensstufe erforderlich. Dabei können die Daten und 
Informatio- nen der FVA zum Auerhuhn zu Grunde gelegt werden, gesonderte Erfassungen im 
Gelände sind im Regelfall nicht erforderlich. Bei der Beurteilung von erheblichen Beeinträchtigungen 
sind Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen und Schutz- und 
Kompensationsmaßnahmen zu berücksichtigen. Letztere können mit den aus Gründen des 
Artenschutzrechts erforderlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen nach § 
44 Abs. 5 BNatSchG) deckungsgleich sein (Multifunktionalität). Auerhuhnkategorie 3 

Bei Planungen für Bauvorhaben auf Flächen der Auerhuhnkategorie 3 kann die Verwirklichung arten- 

schutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG zwar nicht ausgeschlos- 

sen werden. Dennoch kann in diesen Bereichen die Planung von Vorranggebieten und Konzentrati- 

onszonen erfolgen, weil die Erfüllung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände im Genehmi- 

gungsverfahren insbesondere durch eine entsprechende Standortwahl oder Vermeidungs- oder vor- 

gezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 BNatSchG) vermieden werden 

kann. Die Notwendigkeit und der Umfang erforderlicher Maßnahmen liegen in Auerhuhnkategorie 3 

niedriger als in Auerhuhnkategorie 2. 

Bei Planungen auf den Flächen der Auerhuhnkategorie 3, die in europäischen Vogelschutzgebieten 

liegen, ist ferner davon auszugehen, dass Baumaßnahmen im Einzelfall zu einer erheblichen Beein- 

trächtigung des betroffenen Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeb- 

lichen Bestandteilen gemäß § 34 Abs. 2 BNatSchG führen können. Hierbei sind die unter Auerhuhn- 

kategorie 1 genannten und die weiteren Erhaltungsziele des betroffenen Vogelschutzgebiets in der 

Verordnung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von europäischen 

Vogelschutzgebieten   (VSG-VO)   vom   5. Februar 2010   zu   beachten.   Nach   § 7 Abs. 6 ROG   und 

§ 1a Abs. 4 BauGB ist eine Vorprüfung bzw. eine Verträglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG 

entsprechend der jeweiligen Verfahrensstufe erforderlich. Dabei können die Daten und Informatio- nen 

der FVA zum Auerhuhn zu Grunde gelegt werden, gesonderte Erfassungen im Gelände sind nicht 
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erforderlich. Bei der Beurteilung von erheblichen Beeinträchtigungen sind Maßnahmen zur Vermei- dung 

von Beeinträchtigungen und Schutz- und Kompensationsmaßnahmen zu berücksichtigen. Letz- tere 

können  mit  den aus Gründen  des  Artenschutzrechts erforderlichen vorgezogenen  Ausgleichs- 

 

Bei der Planung von Vorranggebieten und Konzentrationszonen für Bauvorhaben auf Flächen der 

Auerhuhnkategorie 4 ist davon auszugehen, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht 

verwirklicht werden. 

Bei Planungen auf den Flächen der Auerhuhnkategorie 4, die in europäischen Vogelschutzgebieten 

liegen, ist im Hinblick auf das Auerhuhn eine Vorprüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG entsprechend der 

jeweiligen Verfahrensstufe durchzuführen. Dabei können die Daten der FVA und weitere vorhan- dene 

Informationen zum Auerhuhn zu Grunde gelegt werden. Gesonderte Erfassungen im Gelände sind nicht 

erforderlich. 

 

 

Aktuelle Populationsentwicklung des Auerhuhns 

 

Die Zahlen der aktuellen Populationsentwicklung zeigen einen starken Rückgang des 

Auerhuhnbestandes im gesamten Schwarzwald. Die Populationsschätzungen im Jahr 

2016 ergaben, dass es nur noch 206 Auerhähne im gesamten Schwarzwald gibt 

(Coppes et al. 2016). In 2018 wurden noch 167 Auerhähne beim Balzplatzmonitoring 

im Schwarzwald gezählt (Coppes et al. 2019). Auch die Erhebungen in diesem Jahr 

bestätigen den Abwärtstrend, im Jahr 2019 wurden nur noch 135 Auerhähne im 

Schwarzwald gezählt. Daraus abgeleitet kann die aktuelle Population auf insgesamt 

270 Individuen geschätzt werden. Diese Zahl ist alarmierend, da sie deutlich unter der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Mindestanzahl an Individuen einer überlebensfähigen Population (500 Tiere für den 

gesamten Schwarzwald nach Grimm & Storch (2000)) liegt. 

In dieser Situation wirken alle Einflüsse stärker auf die Population ein und könnten eine 

weitere Abnahme der Individuenzahlen beschleunigen. Die aktuelle 

Populationsentwicklung veranlasst uns zu der Empfehlung, die im Aktionsplan 

Auerhuhn entwickelten Kategorien zur Bewertung von Bauvorhaben verschärft 

anzuwenden. Dies wird von Coppes et al in ihrem Artikel aus dem Jahr 2016 so aus- 

gedrückt: 

 

 

 

 

 
„Die Abnahme der Auerhuhnpopulation im Schwarzwald in den letzten 50 Jahren ist nicht mehr 
mit Populationsschwankungen zu erklären und daher alarmierend. Auch wenn im Vergleich zu 
anderen mitteleuropäischen Mittelgebirgen der Auerhuhnbestand im Schwarzwald weniger 
zurückgegangen ist und noch von einer überlebensfähigen Population gesprochen werden 
kann, ist es angesichts des aktuellen Tiefstandes der Population sehr wichtig, dass bei der 
Beurteilung von allen Vorhaben, wel- che möglicherweise Auerhühner negativ beeinflussen 
könnten, das Vorsorge-Prinzip angewendet wird (Braunisch et al, 2015).“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fachliche Einschätzung der Waldumwandlung auf dem 
Flurstück 143/4 
 

Die für die Waldumwandlung vorgesehene Fläche auf dem Flurstück 143/4 der 

Gemarkung Oberbränd grenzt direkt an das Vogelschutzgebiet „Mittlerer 

Schwarzwald“. In nördlicher Richtung liegt in unmittelbarer Nähe ein Kernlebensraum 

der Kategorie 1 „Ausschluss“ sowie in südöstlicher Richtung ein Korridors der 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 



- 56 - 

Kategorie 2 „sehr problematisch“. Der angenommene Störradius von 100 m um das 

Gewerbegebiete Rütte II, ragt im Bereich der nordwestlichen Teilfläche in den Bereich 

der Kategorie1 „Ausschluss“ hinein. Im Norden der Fläche liegt in rund 300 m zudem 

ein aktuelles Verbreitungsgebiet (Kernlebensraum) des Auerhuhns (siehe Anhang). 

Die erforderlichen speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchungen zum Auerhuhn 

wurden vom Büro für Landschaftsökologie Laufer angefertigt. Bei diesen konnten 

keine Nachweise des Auerhuhns erbracht werden. Dies stimmt mit den bei der 

FVA vorhandenen Daten der Kartierung der Auerhuhnverbreitung 2018 überein, 

für die im besagten Gebiet ebenfalls keine Auerhuhn-Nachweise vorliegen. 

 
Das geplante Gewerbegebiet „Rütte II“ liegt aber innerhalb der auerhuhnrelevanten 
Fläche. Die Störfläche beeinträchtigt Flächen der Kategorie 1 „Ausschluss“ und 
Kategorie 2 „sehr problematisch“, daher ist von einer Betroffenheit des Auerhuhns und 
einem Verlust potentiellen Lebensraums im Vorhabengebiet auszugehen. Es sollte im 
Zuge einer Genehmigung ein naturschutzrechtlicher Ausgleich verlangt werden. Bei 
Zugrunde Lage des Aktionsplans Auerhuhn kann die Betroffenheit durch geeignete 
Maßnahmen vermindert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Natur und forstrechtlicher Ausgleich für das 
Auerhuhn wird erbracht 

2. Maßnahmen in Bezug auf das Auerhuhn 

 
Bei der Planung von Ausgleichsmaßnahmen soll die FVA von Anfang an mit 
einbezogen werden, so dass die Qualität und somit auch die langfristige Wirksamkeit 
gewährleistet ist. 

In aller Regel bestehen Ausgleichsmaßnahmen für das Auerhuhn in der Gestaltung 

und Optimierung von Habitaten. Habitate können durch verschiedene 

Bewirtschaftungsformen oder Maßnahmen eine höhere Lebensraum-Qualität für die 

gewählte Zielart erreichen. Die Details zur Ausführung und Umsetzung von hierfür 
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geeigneten Pflegemaßnahmen sind konkret im „Aktionsblatt Habitatgestaltung und 

naturnahe Waldwirtschaft“ des Aktionsplan Auerhuhn beschrieben. Die vier 

Behandlungsarten sind 

 Pflege in Jungbeständen 

 Pflege in Durchforstungsbeständen 

 Strukturanreicherung durch die Schaffung von Freiflächen 

 Die aktive Sicherung von günstigen Altholzbeständen 

 

Pflegemaßnahmen sollten optimaler Weise dynamisch in Form eines rotierendes 

Mosaiks geplant werden. Oft kann die Habitatpflege nach „Auerhuhn Gesichtspunkten“ 

gut in die forstliche Bewirtschaftung integriert werden, wenn dabei einige Punkte 

beachtet werden. Auch hierzu gibt das „Aktionsblatt Habitatgestaltung und naturnahe 

Waldwirtschaft“ genauere Auskunft, zudem empfiehlt sich die Teilnahme an einer 

Schulung zum Thema „Habitatgestaltung für Auerhühner“, die regelmäßig  von der 

FVA durchgeführt und über das Forstliche Bildungszentrum Karlsruhe ausgeschrieben 

wer- den. 

Die Herleitung der auszugleichenden Fläche fand nach dem forstlichen Ausgleich 

(siehe „Informationen, Hinweise und Anregungen zum Themenkomplex: 

Forstrechtlicher Ausgleich bei Waldumwandlungen nach §§9-11 LWaldG“ (2012)) statt 

und ist nach Methode, Bewertung, Eingriff, und Ausgleich detailliert in der Anlage 1: 

„UVP-Bericht Rütte II, Bewertung des Eingriffs, forst- und natur- schutzrechtliche 

Ausgleichskonzeption“ aufgeführt. Die Herleitung des Ausgleichsbedarfs wird von 

der FVA mitgetragen. 

 
 

Kenntnisnahme 
Abstimmung mit der FVA ist erfolgt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Fachliche Einschätzung des vorgelegten 
Ausgleichsflächenkonzepts 

 

Pflegeflächen sollen grundsätzlich in den Prioritätsflächen 1 und 2 geplant werden 

(Aktionsblatt Habitatgestaltung und naturnahe Waldwirtschaft). In begründeten 

Ausnahmefällen kann bei der Auswahl auf Flächen der Prioritätsstufe 3 oder auf 

Flächen außerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche zurückgegriffen werden. Begründete 

Ausnahmefälle können Flächen mit gemeldeten Auerhuhnnachweisen oder 

außergewöhnlich gut geeignete Bestände sein, wobei zu prüfen ist, warum die Flächen 

nicht in den Prioritäten 1/2 dargestellt werden. 

 

Basierend auf zwei Flächenbegehungen, am 21. Juni 2018 und 25. August 2018 

wurde die Eignung der Flächen als Ausgleichsflächen geprüft. Anhand der 

Begehungen wurden die Flächen wie folgt eingeschätzt (Die Stellungnahme bezieht 

sich auf die aktuelle Nummerierung und nicht auf die Nummerierung im 

Scopingpapier): 

RII-1: 

Die Fläche liegt außerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche. Es finden sich keine 

Nachweise in der Wildtiermonitoring-Datenbank. 

In nordwestlicher Richtung schließt sich mit dem „Fohrenbühl“ unmittelbar ein Balz-, 

Brut- und Auf- zuchtbereich an. Die Aufwertungsfläche grenzt auch direkt an das 

aktuelle Verbreitungsgebiet (2018) an. Im Bereich oberhalb des „Häuslewaldwegs“ 

wurden durch Hr. Dr. Müller Auerhuhnnachweise gefunden, die aber nicht in der WIMO 

eingetragen sind. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Reproduktionsbereichs, durch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, im Vergleich zum UVP 
Bericht gibt es keine Ergänzungen 
Änderungen. Dies wurde am 05.12.2019 
bestätigt. 
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die Topographie und die Nachweise werden die vorgeschlagenen Maßnahmen und die 

Fläche oberhalb des „Häuslewaldweg“ als sinnvoll angesehen. 

R II-2: 

Die Fläche liegt außerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche. Einträge in der 

Wildtiermonitoring- Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Fläche ist für einen Ausgleich geeignet, da sie aktuell günstige Strukturen und 

Bodenvegetation aufweist, die durch die vorgeschlagenen Maßnahmen noch deutlich 

verbessert werden können. Zu-dem ist sie aufgrund der Topografie als wichtiger 

Trittstein im Populationsverbund anzusehen. Die Nähe zur Straße ist deshalb von 

geringerer Bedeutung, da ein Steilhang und die im unteren Hangbereich vorhandenen 

dichten Strukturen die Maßnahmenfläche von Störeinflüssen abschirmt. 

 

R II-3: 

Die Fläche liegt außerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche. Einträge in der 

Wildtiermonitoring- Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Fläche ist für einen Ausgleich geeignet, wenn zum untenliegenden Waldweg ein 

10 m breiter Sichtschutz erhalten wird und die gepflanzten Buchen und Tannen nur 

dort stehen bleiben, wo im Umkreis von 3 m keine weiteren Buchen oder Tannen 

stehen. Die Schneise unterhalb des Weges im Altbestand ist auf eine Breite von 30 m 

zu erweitern, der darunterliegende Jungbestand ist dicht zu halten, um einen 

Deckungsschutz zur Straße zu erhalten. 
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RII-4 RII-5, RII-6, RII-7, RII-8: 

Alle Flächen liegen innerhalb der Prioritätsstufe 3, für die Flächen -3 und -4 liegen 

Maßnahmenbe- schreibungen vor, -5, -6 und -7 werden nicht beschrieben. Die 

Flächen liegen in der Fortsetzung des Höhenrückens „Kapf“. Durch die topographische 

Anbindung an das südlich liegende Verbreitungsgebiet „Kapf“ und als Trittsteinfläche 

für die funktionelle Anbindung des Höhenrücken „Kapf“ mit dem westlich über dem Tal 

liegenden „Falzkopf“ werden die Maßnahmen und die vorgeschlagenen Flä- chen als 

fachlich sinnvoll eingeschätzt. 

 

R II-9 /10: 

Die Flächen liegen außerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche. Einträge in der 

Wildtiermonitoring- Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Flächen sind für einen Ausgleich geeignet, wenn zum untenliegenden Waldweg 

ein 10 m breiter Sichtschutz erhalten wird und die Tannen nur dort stehen bleiben, wo 

im Umkreis von 3 m keine weiteren Tannen stehen. Kiefern und Vogelbeeren sind in 

jedem Fall zu erhalten. Unterhalb des Weges sollte auf die Entwicklung dichter 

Strukturen geachtet werden, da der Sichtschutz zur Straße / Siedlungen entwickelt 

werden sollte. 

 

R II-11/ 13: 

Die Flächen liegen innerhalb der Prioritätsstufe 3. Einträge in der Wildtiermonitoring-

Datenbank sind nicht vorhanden. 
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Die Flächen sind für einen Ausgleich geeignet, wenn zu allen touristischen 

Infrastrukturen ein Sicht- schutzstreifen von 10 m unbehandelt bleibt und somit 

Dichtstrukturen sich entwickeln können. 

 

R II-12 Aufwertungsbestand (östlich in unmittelbarer Nähe zu R II-13): 

Die Fläche liegt innerhalb auerhuhnrelevanter der Priorität 3. Einträge in der 

Wildtiermonitoring- Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Fläche ist für einen Ausgleich nur geeignet, wenn alle Fichten entnommen werden 

und diese nicht mehr auf der Fläche verbleiben (Ziel Nährstoffentzug, Nutzung über 

Häcksler). Zusätzlich ist  zum Wanderweg / Loipe ein Sichtschutzstreifen von 10 m 

unbehandelt zu belassen. 

 

R II -14 /15: 

Die Flächen liegen innerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche der Priorität 3. Einträge in 

der Wildtiermonitoring-Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Flächen liegen in der Prioritätsstufe 3, aber direkt angrenzend an eine Priorität 1 

Fläche. Das nördlich angrenzende Bubenmoos liegt in der Verbreitung 2018 und gilt 

als Brut-, Balz- und Aufzuchtbereich. Durch die ausgesprochene Qualität der 

vorgeschlagenen Maßnahme und durch die unmittelbare Nähe zu einem 

Reproduktionsbereich wird die Fläche als fachlich sinnvoll eingeschätzt. 

 

R II-16 / 17: 

Die Flächen liegen innerhalb auerhuhnrelevanter Bereiche der Priorität 3. Einträge in 

der Wildtiermonitoring-Datenbank sind nicht vorhanden. 
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Diejenigen Teilflächen des Bestandes sind für einen Ausgleich sinnvoll, die einerseits 

vom Waldrand eine größere Entfernung aufweisen und andererseits innerhalb des 

Bestandes auf kleinräumigen Erhebungen liegen. In jedem Fall ist zu Wanderwegen 

ein Sichtschutzstreifen von 10 m unbehandelt zu belassen. 

 

R II-18: 

Die Fläche liegt innerhalb der Prioritätsstufe 3. Einträge in der Wildtiermonitoring-

Datenbank sind nicht vorhanden. 

Die Fläche ist für einen Ausgleich geeignet, wenn zur touristischen Infrastruktur ein 

Sichtschutzstreifen von 10 m unbehandelt bleibt und die Maßnahmen auf die Teilfläche 

konzentriert werden, die als kleinräumige Erhebung in der Mitte des Bestandes liegt 

und eine günstige Bodenvegetation aufweist. Von Vorteil für diese Fläche ist, dass der 

südlich angrenzende Bachbereich durch Aktivitäten von Fürstenberg Forst aufgelichtet 

wird, wodurch sich günstige Freiflächenstrukturen entwickeln werden. 
 

 

Somit ergibt sich eine für das Auerhuhn bezogene forstrechtliche Ausgleichsfläche von 

23,1 ha. Über den naturschutzrechtlichen Ausgleich ergibt sich zusätzlich eine 

Habitatpflegefläche von 6,9 ha. Insgesamt werden so über das Ausgleichskonzept 30 ha 

Habitat für das Auerhuhn aufgewertet. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme – Flächen werden 
entsprechend der Eingriffs- Ausgleichsbilanz 
ermittelt. 

Zu den forstrechtlichen Ausgleichsflächen RII-19, RII-20 und RII 21 kann an dieser 

Stelle keine Einschätzung erfolgen, da hier keine Maßnahmen für das Auerhuhn 

geplant sind. 
 

Kenntnisnahme 
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Die Überprüfung des Ausgleichskonzepts sowie der Vollzug der 

Ausgleichsmaßnahmen werden durch die FVA bestätigt und dokumentiert.  

Die fachliche Begleitung der Maßnahmen hat durch einen von der FVA anerkannten 

Fachgutachter oder der FVA zu erfolgen. 

 
 

Kenntnisnahme 
 
Die fachliche Begleitung der Auerhuhn-
Ausgleichs-Maßnahmen wird durch einen 
durch die FVA anerkannten Fachgutachter 
begleitet – die Maßnahmen werden 
dokumentiert. 



 

3.4 Begründete Bewertung der Umweltauswirkungen 
gemäß § 25 UVPG 

 

3.4.1  Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Schutzgüter 

 

Das geplante Gewerbegebiet „Rütte II“ auf dem Flurstück 143/4 der Gemarkung Oberbränd 

soll im Rahmen der Bauleitplanung als Gewerbegebiet ausgewiesen werden. Die entspre-

chenden Festsetzungen bedürfen nach § 10 i.V.m § 9 LWaldG einer Waldumwand-

lungserklärung. Nach § 10 und 9 LWaldG in Verbindung mit §§ 1, 6 und 10 UVPG, besteht 

für das Vorhaben die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

(sog. kumulierendes Vorhaben). Gegenstand des Verfahrens sind hierbei ausschließlich die 

möglichen Auswirkungen der Waldrodung (vgl. Anhang 1 Nr. 17.2.1 UVPG). 

Der vorliegende UVP-Bericht im Rahmen der nach UVPG durchzuführenden 

Umweltverträglichkeitsprüfung stellt die umweltrelevanten Auswirkungen der Wald- 

umwandlung sowie den damit verbundenen Verlust der Waldfunktionen dar. 

Das Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung kann wie folgt zusammengefasst und  

von der Körperschaftsforstdirektion Freiburg wie folgt abschließend bewertet werden: 

Der Verlust einer kumulierenden Gesamtwaldfläche von 12,3 ha wird nachfolgende z.T. 

Beeinträchtigungen der Umwelt nach sich ziehen: 

 

Schutzgut Mensch 

Nachteilige Umweltauswirkungen für Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen im 

Bereich der Erholung sind aufgrund des Wegfalls von durch die Waldfunktionenkartierung 

erfasstem Erholungswald der Stufe 2 zu erwarten. Durch die im Rahmen des 

forstrechtlichen Ausgleichs Aufwertungsmaßnahmen im Waldrandbereich auf  2,2 ha (R-II-

22 und R II-20) werden hier Ausgleichsmaßnahmen geschaffen. Außerdem finden sich in 

unmittelbarem Umfeld des geplanten Gewerbegebiets zahlreiche weitere 

Erholungswaldflächen, die zur Verfügung stehen. 

Während der Phase des Holzeinschlags und der Stockrodung kann es kurzzeitig zu  

für diese Arbeiten typischen Lärm-, Abgas- und Staubentwicklungen kommen. 

Aufgrund der geringen zu erwartenden zeitlichen Dauer der Immissionen in Verbindung  

mit einem ausreichend großen Abstand zur nächsten Bebauung sind durch  
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rodungsbedingte Immissionen keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. 

 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Durch Rodung und Realisierung des GE Rütte II ist von einer hohen Beeinträchtigung für 

das Schutzgut Pflanzen auszugehen.  

Durch die dauerhafte Waldumwandlung geht ein vollständiger Verlust von Waldflächen und 

somit Lebensraum und Nahrungshabitate einher. Dies hat teilweise erhebliche 

Auswirkungen auf die vorhandenen Tier- und Pflanzenarten und lässt Auswirkungen auf 

die biologische Vielfalt erwarten.  

Um die Einhaltung der Artenschutzbestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes zu 

gewährleisten wurde untersucht, ob das Vorhaben gegen artenschutzrechtliche Verbote 

verstößt. Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Beurteilung wurden insbesondere die 

Artengruppen der Vögel, der Fledermäuse und der Reptilien untersucht (Anhang IV-Arten 

der FFH-Richtlinie). Weitere Arten wurden erfasst. Durch Vermeidungs-, Minderungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) können die Verbotstatbestände des § 44 

BNatSchG vermieden werden.  

Es wurde die Rodung der Waldbestände nur zu bestimmten Zeiten, das Aufhängen von 

Nistkästen und die Schaffung neuer Habitate vorgeschlagen. Sämtliche Maßnahmen sind 

durch eine ökologische Fachkraft anzuleiten, zu begleiten und zu dokumentieren.  

Der Gemeindewald Eisenbach (Hochschwarzwald) hat als Lebensraum für das Auerhuhn 

eine große Bedeutung. Auch wenn die Art im Planungsbereich nicht vorkommt, dienen die 

Ausgleichsmaßnahmen doch auch der Aufwertung der Waldbestände als Lebensraum für 

die Art. Alle Planungen für Maßnahmen für das Auerhuhn wurden durch die Forstliche 

Versuchs- und Forschungsanstalt, Arbeitsbereich Wildtierökologie, vor Ort geprüft und 

positiv beurteilt. Der forstliche Ausgleich kann über Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen für 

das Auerwild auf 25,9 ha erbracht werden. 

Die Ausgleichsmaßnahme für den Sperlingskauz wird im Stadtwald Bräunlingen 

durchgeführt. Alle weiteren Ausgleichsmaßnahmen werden im Gemeindewald Eisenbach 

(Hochschwarzwald) umgesetzt. Eine räumliche Nähe ist bei allen vorgesehenen 

Maßnahmen gegeben. Der natur- und forstrechtliche Ausgleich ist somit gewährleistet.  

Durch die geplante Waldrodung können Beeinträchtigungen für nachgelagerte 

Waldbestände erfolgen. Im Rahmen der eingegangenen Stellungnahmen und dem 

Erörterungstermin wurde daher festgelegt, dass zum angrenzenden Bräunlinger Stadtwald 

ein Waldstreifen von ca. 20 m als Dauerwald erhalten bleiben soll.   

Natura 2000 Vorprüfung: Der Umwandlungsbereich liegt in der Nähe des Vogelschutzge-

biets Mittlerer Schwarzwald mit der Schutzgebiets-Nr. 7915-441. Es konnte ausgeschlossen 

werden, dass durch das Vorhaben wesentliche Bestandteile des Vogelschutzgebiets 
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erheblich beeinträchtigt werden. Die unteren Naturschutzbehörden sind dieser Einschätzung 

gefolgt. 

Das Vorhaben hat keine große Zerschneidungswirkung, negative Auswirkungen auf die 

biologische Diversität sind nicht zu erwarten. 

 

Fazit/Bwertung: Aufgrund des Vorkommens von Arten der Roten Liste muss durch die 

Waldrodung von einer hohen Beeinträchtigung für das Schutzgut Flora und Fauna 

ausgegangen werden. Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen für den forst- und 

naturschutzrechtlichen und den artenschutzrechtlichen Ausgleich, den CEF Maßnahmen 

sowie der geprüften Verträglichkeit Natura 2000 (Vorprüfung) ist das Vorhaben aus Sicht 

des Schutzziels Fauna und Flora in der Abwägung zulässig. 

 

Schutzgut Fläche 

 

Bewertung: Die Anstrengungen zum sparsamen Umgang mit der Fläche wurde 

nachvollzogen der Eingriff wurde minimiert. Grundlage bildet nun die Nachfrageplanung. 

 

Schutzgut Boden 

Bewertung: Insgesamt ist von einer mittleren Beeinträchtigung für das Schutzgut Boden 

durch die Waldrodung auszugehen. Die wesentliche Beeinträchtigung ist im Rahmen der 

Durchführung der Baumaßnahmen zu erwarten. 

 

Schutzgut Wasser 

Bewertung: Es sind keine natürlichen Oberflächenwässer betroffen, Wasserschutzgebiete 

liegen weit entfernt.  Es ist von einer geringen Beeinträchtigung für das Schutzgut 

Oberflächenwasser auszugehen. Aufgrund der mäßigen Durchlässigkeit der Standorte wird 

auch von einer geringen Bedeutung für die Grundwasserneubildung ausgegangen. 

 

Schutzgut Klima und Luft 

Für Klima und Luftqualität wirkt sich im überdurchschnittlich bewaldeten Raum die Rodung 

weniger stark aus, als die folgende Versiegelung des Bodens und die Ansiedelung und 

Erweiterung der Unternehmen. Es ist von einer geringen Bedeutung für die bioklimatische 

Ausgleichs- und Filterfunktion und einer mittleren Bedeutung für die Kaltluftproduktion für 

den unmittelbar angrenzenden OT Oberbränd auszugehen. 
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Schutzgut Landschaft und Erholung 

Der Planungsbereich ist an drei Seiten von Wald umgeben und erst aus der Nähe  

einsehbar. Es ist daher von einer geringen Einschränkung auf das Landschaftsbild 

auszugehen. Die Erholungsfunktion wird durch Aufwertungsmaßnahmen im angrenzenden 

Wald ausgeglichen.  

 

4. GESAMTBEWERTUNG 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung hat gezeigt, dass durch das beantragte Vorhaben 

(Waldumwandlung) Risiken für die Schutzgüter nach § 2 UVPG bestehen und der 

Eingriff nachhaltige Umweltfolgen nach sich zieht. 

Den im Anhörungsverfahren vorgebrachten Anregungen und Bedenken der Träger 

öffentlicher Belange wird, soweit sie verfahrensrelevant waren, in der Bewertung über 

die Umweltauswirkungen, bei der Zulassungsentscheidung sowie bei der Verfügung 

von Nebenbestimmungen hinreichend Rechnung getragen.  

 

Aufgrund der räumlichen Nähe zum SPA-Gebiet Mittlerer Schwarzwald mit der 

Schutzgebiets-Nr. 7915-441 wurde eine NATURA 2000-Vorprüfung nach § 34 

BNatSchG durchgeführt. Diese war erforderlich um zu prüfen, ob eine erhebliche 

Beeinträchtigung für die Arten und ihre Lebensräume ausgeschlossen werden kann. 

Bei der Kartierung konnte keine der im Standard-Datenbogen des SPA-Gebiets 

genannten Arten als Brutvogel nachgewiesen werden, nur der Rotmilan (Milvus milvus) 

wurde als Nahrungsgast erfasst.  

In Abstimmung mit den unteren Naturschutzbehörden wird festgestellt, dass durch das 

geplante GE Rütte II nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung für das 

Vogelschutzgebiet ausgegangen werden muss. 

 

Im Ergebnis der Untersuchungen führt die Rodung der Waldbestände für das GE Rütte 

II zu hohen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Flora und Fauna. Mittlere 

Beeinträchtigungen liegen für die Schutzgüter Mensch und seine Gesundheit, Fläche, 

Boden, Klima und Luft sowie Landschaft vor, gering beeinträchtigt wird das Schutzgut 

Wasser. Kulturgüter sind im Planungsbereich nicht vorhanden. 

Die vorstehend bewerteten umweltrelevanten Auswirkungen des Vorhabens ergeben 

unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnisstands keine Rechtfertigung für die 

Versagung der forstrechtlichen Genehmigung.  
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Das Vorhaben ist unter Berücksichtigung von Vermeidungs-, Minderungs- und 

Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen im Sinne einer wirksamen Umweltvorsorge nach § 

3 UVPG als umweltverträglich einzustufen.  

 
 
 

 

Gez. Späth-Bleile 

 

Freiburg, den 13.12.2019 

 

Körperschaftsforstdirektion Freiburg 

 

 

 

 

 

 


